Deutscher Bundestag 
7, Wahlperiode 


Drucksache 7 / 4556 


12. 01. 76 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Bericht über die Folgekosten des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) 


Inhaltsverzeichnis 

Seite 


Zusammenfassung 3 

1 Kostenunterdeckung und Folgekosten des öffentlichen Personennahver- 
kehrs (ÖPNV) 5 

1.1 Begriffsbestimmungen und Rechenverfahren 5 

1.2 Kostenunterdeckung des ÖPNV im Jahre 1985 6 

1.3 Folgekosten aus Investitionen nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz (GVFG) 9 

1.4 Folgekosten und Verkehrsverbünde 10 

1.5 Finanzielle Lasten für die Öffentlichen Hände aus dem ÖPNV in den 

Jahren 1973 und 1985 10 

1.6 Schlußfolgerungen 12 

1.6.1 Zur gesamten Kostenunterdeckung des ÖPNV 12 

1.6.2 Zu den Folgekosten 12 

2 Ziele der Bundesregierung im ÖPNV 13 

3 Maßnahmen 14 

3.1 Investitionsprogramm 1975 für ÖPNV-Maßnahmen nach dem GVFG 14 

3.2 Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur (HStrG) 14 

3.3 Einführung standardisierter Bewertungskriterien 14 

3.4 Neuordnung des organisatorischen Rahmens für den ÖPNV 14 

3.5 Schienenpersonennahverkehr in der Fläche 15 

3.6 Neuordnung der Omnibusdienste von Bahn und Post 15 

3.7 Tarifpolitik des Bundes im ÖPNV 15 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 


Drucksache 7/4556 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Verzeichnis der Anlagen 

1 Verfahren zur Ermittlung der Folgekosten 

2 Kostenunterdeckung im ÖPNV 1985 

3 Finanzielle Lasten für die öffentlichen Haushalte aus dem ÖPNV in den Jahren 
1973 und 1985 

4 Folgekosten aus Verkehrsverbünden 

5 Einflußmöglichkeiten von Bund, Ländern und Gemeinden auf das wirtschaft- 
liche Verhalten der öffentlichen Unternehmen des ÖPNV 

6 Abbau finanzieller Lasten der öffentlichen Hände durch neue Technologien 


Auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 14. November 1974 — Drucksache 712725 — 
zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 9. Januar 1976 — ■ 1/4 [111/4) — 900 00 — Pe 9/76. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


2 


Deutscher Bundestag — 1 . Wahlperiode 


Drucksache 7/4556 


Zusammenfassung 


Auftrag 

1 . Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregie- 
rung mit Beschluß vom 14. November 1974 aufge- 
fordert, einen Bericht über die zukünftige Entwick- 
lung der fortdauernden Folgekosten des ÖPNV für 
die öffentlichen Hände vorzülegen. Dem Beschluß 
lag der Bericht und Antrag des Ausschusses für Ver- 
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen (Druck- 
sache 7/2725) und ein Entschließungsantrag der CDU/ 
CSU-Fraktion (Drucksache 7/2495) zugrunde. 

2. In dem Bericht sollten insbesondere folgende 
Fragen untersucht werden: 

— Auf welche Größenordnungen die fortdauernden 
Folgekosten des öffentlichen Nahverkehrs im 
Planungszeitraum bis 1985 an wachsen 

a) unter Status-quo-Bedingungen, d. h. bei gegen- 
wärtigem Leistungsumfang der Betriebe des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 

b) nach Realisierung der Investitionsprogramme 
im Nahverkehr, so weit sie gegenwärtig vor- 
liegen, 

c) bei alternativen Annahmen hinsichtlich der 
Entwicklung der Kosten einerseits und der 
eigenen Erträge der Verkehrsunternehmen 
andererseits? 

— Wie werden sich die aus den öffentlichen Haus- 
halten jeweils zu finanzierenden Ausgleichslei- 
stungen an Nahverkehrsunternehmen räumlich 
auf Ballungsgebiete und Nicht-Ballungsgebiete 
aufgliedern? 

— Welchen Einfluß werden Verkehrsverbünde in 

a) Ballungsräumen 

b) schwach strukturierten Räumen 

auf die Entwicklung der fortdauernden Folge- 
kosten des öffentlichen Nahverkehrs haben? 

— Wie kann bei einem weiteren Anwachsen ge- 
meinwirtschaftlicher Ausgleichsleistungen der 
Zwang zu wirtschaftlichem Handeln bei den Be- 
trieben des Nahverkehrs aufrechterhalten wer- 
den? 

— Zeichnet sich die Anwendung neuer Technolo- 
gien im Personennahverkehr ab, die die fort- 
dauernden Folgekosten des Nahverkehrs für die 
öffentlichen Haushalte wesentlich abbauen könn- 
ten? 

Methodik 

3 . Für den Bericht waren umfangreiche Rechnungen 
notwendig, die einen EDV-Einsatz erforderten. Das 
Bundesverkehrsministerium wurde dabei von der 
WIBERA Wirtschaftsberatung AG unterstützt. 


4. Für den Begriff Folgekosten fehlt eine einheit- 
liche Definition. Im vorliegenden Bericht wird unter 
Folgekosten des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) die zusätzliche Kostenunterdeckung ver- 
standen, die sich aus öffentlich geförderten Investi- 
tionen ergeben kann. 

5 . Die Kostenunterdeckung für 1985 war entspre- 
chend dem Auftrag des Bundestages alternativ zu 
ermitteln: 

— ■ bei gegenwärtigem Leistungsumfang des ÖPNV 
und 

— bei dem Leistungsbild, das sich nach Realisie- 
rung der z. Z. vorliegenden Investitionspro- 
gramme des ÖPNV ergibt. 

Daher wurde — bei unterschiedlichen Annahmen 
über die künftige Entwicklung von Kosten und Er- 
trägen — die Kostenunterdeckung für 1985 geschätzt, 

— die ohne öffentlich geförderte Investitionen 
(Rechnung „ohne" Investitionen) und 

— die nach Durchführung des Investitionsprogramms 
für Vorhaben des ÖPNV nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) *) 

(Rechnung „mit" Investitionen) 

voraussichtlich zu erwarten ist. 

Die Folgekosten ergeben sich als Differenz zwischen 
beiden Rechnungen. Dabei wurde unterstellt, daß 
alle im GVFG-Programm 1975 enthaltenen Baupro- 
jekte bis 1985 in Betrieb genommen werden. 

Für die Berechnung der Kosten des Jahres 1985 sind 
alternativ Jahressteigerungsraten 

— für die Personalkosten von 5 ’Vo, 7 Vo und 9 ‘’/o 

— für die Sachkosten 4 °/o, 4,5 °/o und 5 Vo 

angenommen worden. Der Berechnung der Erträge 
des Jahres 1985 liegt das Mengengerüst einer Pro- 
gnose des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW) zugrunde. Die Prognose hat für Bal- 
lungsräume einen Verkehrsleistungszuwachs im 
Zeitraum 1973/1985 von 3,1 ‘^/o im Straßenpersonen- 
verkehr und 12,7 o/o im Eisenbahnverkehr ergeben. 
Die Verkehrspreise des Jahres 1985 sind alternativ 
mit jährlichen Steigerungssätzen von 5 o/o, 7 o/o und 
10 o/o berechnet worden. 

6 . Auftragsgemäß werden ferner die gesamte 
Kostenunterdeckung des ÖPNV und die daraus fol- 
genden finanziellen Lasten für die öffentlichen Flaus- 
halte in „Verkehrsballungsräumen" und „im übrigen 


*) Vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 239) i. d. F. der Bekannt- 
machung vom 13. März 1972 (BGBl. I S. 502), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1973 vom 
26. Juni 1973 (BGBl. I S. 676). 
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Bundesgebiet" getrennt ermittelt. Es wurde von ins- 
gesamt neun Räumen (Rhein-Ruhr [einschließlich 
Rhein-Sieg], Rhein-Main, Hamburg, Stuttgart, Mün- 
chen, Rhein-Neckar, Nürnberg, Hannover und Bre- 
men), Berlin (West) und dem übrigen Gebiet aus- 
gegangen. Diese neun Regionen entsprechen — un- 
geachtet der kleinräumigen Abgrenzung — im we- 
sentlichen den ersten neun der von der Minister- 
konferenz für Raumordnung abgegrenzten Verdich- 
tungsräume mit dazugehörigen Randgebieten. Sie 
sind vom Zweck der Rechnung bestimmt und auf 
die verfügbaren Datengrundlagen ausgerichtet (s. 
hierzu Anlage 1). 

Ergebnisse 

7 . Bezogen auf die gesamte Kostenunterdeckung 
des ÖPNV im Jahre 1985 betragen die Folgekosten 
im hier definierten Sinne bei allen Varianten rd. 
5 ®/o. Im Verhältnis zur Kostenunterdeckung des 
ÖPNV in den Verkehrsballungsräumen, auf die über 
90 ‘^/o der öffentlichen Investitionshilfen entfallen, 
belaufen sich die Folgekosten 1985 im Durchschnitt 
der gerechneten Varianten auf rd. 10*^70. Nicht be- 
rücksichtigt sind die Kapitalkosten der mit Öffent- 
lichen Investitionszuschüssen finanzierten Anlagen, 
Ebenso schließt die betriebswirtschaftlich orientierte 
Rechnung den gesamtwirtschaftlichen Nutzen nicht 
ein. Die hier ausgewiesenen Ergebnisse sind Durch- 
schnittswerte. In Einzelfällen können daher auch 
wesentlich höhere Folgekosten entstehen. 

8 . Die Zahlen bekräftigen die Absicht des BMV, 
die Folgekosten bei den künftigen Investitionshil- 
fen insbesondere nach dem GVFG stärker zu berück- 
sichtigen. Die Ergebnisse zeigen aber auch die er- 
heblich größere Bedeutung der bereits heute unab- 
hängig von öffentlichen Investitionshilfen bestehen- 
den Defizite im ÖPNV (Altdefizite). Sie werden mit- 
telfristig wesentlich gewichtiger bleiben als die 
Folgekosten der neuen Anlagen. Aus den Rechnun- 
gen geht deutlich hervor, daß bei den neuen An- 
lagen insgesamt eine Kostendeckung selbst unter 
günstigsten Annahmen nicht zu erzielen ist. 

9 . Die Ergebnisse der Modellrechnungen zeigen die 
Größenordnung der Kostenunterdeckung und der 
Folgekosten unter den derzeitigen Rahmenbedingun- 
gen des ÖPNV auf. Die zugrunde liegenden Prämis- 
sen sind offengelegt und somit nachprüfbar. Hervor- 
zuheben ist, daß die Kostenunterdeckungswerte sich 
aus dem unterstellten Mengengerüst und den 
Kosten- und Preissteigerungsraten ergeben. Sowohl 
die Unternehmen selbst wie auch die politischen 
Kräfte haben durchaus Möglichkeiten, Fehlentwick- 
lungen entgegenzuwirken. 

10 . Durch die Gründung von Verkehrsverbünden 
entstehen keine Folgekosten im hier definierten 
Sinne, da direkte Abhängigkeiten zwischen der Ver- 
bundgründung und den vor allem nach dem GVFG 
geförderten Investitionen nicht bestehen. Die Kosten- 
unterdeckung der ÖPNV-Unternehmen in Verbund- 


räumen ist bereits in der Prognose der Gesamt- 
entwicklung enthalten. Verbundspezifische Kosten 
und der Nutzen bestehender Verkehrsverbünde 
können z. Z. nach einheitlichen Grundsätzen gene- 
rell nicht ermittelt und vorausgesagt werden, da sich 
in den Verbundräumen eine Vielzahl von kosten- 
und ertragsrelevanten Einflußgrößen in den Berei- 
chen örganisation, Leistungsangebot, Tarife sowie 
inner- und zwischenbetrieblicher Rationalisierung 
verändern. Dies ist nur zu einem geringeren Teil 
auf die Verbundgründung zurückzuführen. Wegen 
des gleichzeitigen Auftretens und der gegenseitigen 
Beeinflussung aller Faktoren würde die isolierte Er- 
mittlung der verbundspezifischen Einflüsse aufwen- 
dige Einzeluntersuchungen notwendig machen. Eine 
Prognose der finanziellen Lasten aus Verkehrsver- 
bünden für die verschiedenen öffentlichen Haushalte 
von 1973 auf 1985 wird außerdem dadurch erschwert, 
daß nur drei Verkehrsverbünde bestehen, von de- 
nen zwei erst 1972 und 1974 gegründet wurden. 

In ländlichen Gebieten sollten den jeweiligen Ver- 
kehrsbedingungen entsprechende Kooperationsfor- 
men gewählt werden. 

11 . Nach derzeitigem Erkenntnisstand können bis 
1985 neue Technologien im ÖPNV aller Voraussicht 
nach nicht dazu beitragen, die finanziellen Leistun- 
gen der öffentlichen Haushalte an die Nahverkehrs- 
unternehmen abzubauen. Das schließt nicht aus, daß 
bei weiterer Entwicklung langfristig kostengünsti- 
gere neue Nahverkehrssysteme zur Verfügung ste- 
hen. Die Forschungspolitik der Bundesregierung 
fördert Tendenzen in dieser Richtung. 

Schlußfolgerungen 

12 . Die Ergebnisse der Berechnungen zeigen eine 
hohe Kostenunterdeckung im Schienenpersonennah- 
verkehr außerhalb der Verkehrsballungsräume. Das 
überrascht nicht. Die Bundesregierung sieht darin 
eine Bestätigung der Zielvorgaben des Bundesmini- 
sters für Verkehr (BMV) an die DB. Darin heißt es; 

„Der Schienenpersonennahverkehr in der Fläche 
soll nur dort aufrechterhalten werden, wo er 
wirtschaftlicher ... ist als der Betrieb durch an- 
dere Verkehrsmittel." 

13 . Die tatsächliche Entwicklung der Folgekosten 
kann zum Teil dadurch gesteuert werden, daß künf- 
tig noch strengere Kriterien an die Förderungswür- 
digkeit und Dringlichkeit öffentlich bezuschußter 
Vorhaben angelegt werden. Das ist auch deshalb 
notwendig, weil die für den Ausbau des ÖPNV zur 
Verfügung stehenden Mittel künftig knapper be- 
messen sein werden. Standardisierte Bewertungs- 
kriterien für Verkehrswegeinvestitionen des ÖPNV 
sollen künftig dazu beitragen, die Entscheidungen 
rationaler als bisher zu treffen. Dabei handelt es 
sich um vereinfachte Kosten-Nutzen-Analysen in 
Form eines standardisierten und formalisierten 
Rechensystems. Es ist beabsichtigt, diese Investi- 
tionskriterien ab 1977 anzuwenden. 
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1 Kostenunterdeckung und Folgekosten des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) 


1.1 Begriffsbestimmungen und Rechenverfahren 

Den Ergebnissen der Folgekostenrechnung liegen 
folgende Begriffsdefinitionen zugrunde: 

— öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 

= Beförderung von Personen 

im Straßenverkehr über eine Strecke von 
nicht mehr als 50 km im Linienverkehr 

im Schienenpersonennahverkehr der DB in 
Naheil- und Nahverkehrszügen 

— Kostenunterdeckung 

= Differenz zwischen Gesamtkosten und Tarif- 
einnahmen sowie sonstigen Eigen-Erträgen 
der Nahverkehrsunternehmen 

— Folgekosten 

= Zusätzliche Kostenunterdeckung des ÖPNV, 
die sich aus Investitionen nach dem GVFG 
ergeben kann. Mehrkosten und Mehrerträge 
aus neuen Anlagen sind berücksichtigt 

— Finanzielle Belastung der öffentlichen Hände 
durch den ÖPNV 

= Verteilung der Kostenunterdeckung im ÖPNV 
auf die öffentlichen Haushalte, Mindereinnah- 
men der öffentlichen Hände aufgrund steuer- 
licher Vergünstigungen sowie Investitionshil- 
fen nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz (GVFG). *) 

Die Kostenunterdeckungen in den Verkehrsballungs- 
räumen im Jahre 1985 wurden — ausgehend von 
den Istdaten des Jahres 1973 — berechnet 

— mit und ohne Investitionshilfen nach dem GVFG 

— mit jeweils drei Varianten für die bis 1985 zu 
erwartende Kosten- und Ertragsentwicklung 

— mit der Annahme eines unveränderten Leistungs- 
angebotes (Rechnung „ohne" Investitionshilfen) 

— auf der Grundlage des durch Investitionen verän- 
derten Leistungsbildes (Rechnung „mit" Inve- 
stitionshilfen). 

Als Differenz zwischen den Ergebnissen aus beiden 
Rechnungen ergeben sich die Folgekosten in neun 
Varianten. 


•) Vom 18. März 1971 (BGBl. I S. 239) i. d. F. der Bekannt- 
machung vom 13. März 1972 (BGBl. I S. 502), zuletzt 
geändert durch das Steueränderungsgesetz 1973 vom 
26. Juni 1973 (BGBl. I S. 676). 


Tabelle 1 


Modellannahmen über die Entwicklung 
der Kosten und Erträge bis 1985 


Variante 

I 1 

II 1 

1 in 

Bezeichnung 

Jährliche Steigerungsraten 
in ®/o 

Kosten 




Personalkosten . ...... 

9,0 

7,0 

5,0 

jeweils zugeordnet: 




Sachkosten 

5,0 

4,5 

4,0 

innerbetriebliche 
Leistungen 

7,9 

6,3 

4,7 

Kapitalkosten 

— Schienenverkehr . 

4,0 

4,0 

4,0 

— Busverkehr 

3,7 

3,7 

3,7 


jeweils gegenüber- 
gestellt 

/\ 

/\ 

/\ 

Erträge 

5 7 10 

5 7 10 

5 7 10 


Die Rechnung „mit" Investitionshilfen nach dem 
GVFG geht von dem Programm 1975 und der lang- 
fristigen Vorausschau bis 1985 für Vorhaben des 
ÖPNV aus. Damit wird das finanzielle Volumen der 
Investitionshilfen des Bundes und der Länder zum 
überwiegenden Teil erfaßt. Uber 90 ^/o dieser Mittel 
fließen in die Verkehrsballungsräume und dort vor 
allem in den Bau und Ausbau von Verkehrswegen 
der kommunalen Verkehrsträger, der DB und der 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE-Bahnen). 

Dieser Bericht unterscheidet zwischen neun Räu- 
men, Berlin (West) und dem übrigen Gebiet. Die 
neun Räume sind 

Rhein-Ruhr (einschließlich Rhein-Sieg), Rhein- 

Main, Hamburg, Stuttgart, München, Rhein- 

Neckar, Nürnberg, Hannover und Bremen. 

Sie entsprechen im wesentlichen den ersten neun der 
von der Ministerkonferenz für Raumordnung mit 
Entschließung vom 21. November 1968 benannten 
Verdichtungsräumen, dazugehörigen Randgebieten 
und bestehenden oder geplanten Verkehrsverbün- 
den. Die im folgenden als „Verkehrsballungsräume" 
bezeichneten Regionen sind vom Zweck der Rech- 
nung bestimmt und auf die verfügbaren Datengrund- 
lagen ausgerichtet (s. hierzu Anlage 1). 
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Für die Berechnung 1985er Daten standen Kosten-, 
Ertrags-, Leistungs- und Mengengrößon aus 1973 zur 
Verfügung von 

— der Deutschen Bundesbahn (DB) für den gesam- 
ten Schienenpersonennahverkehr und den Bahn- 
busverkehr 

— der Deutschen Bundespost (DBF) für den ge- 
samten Postreisedienst 

— 33 kommunalen, gemischtwirtschaftlichen Unter- 
nehmen und NE-Bahnen für den U-Bahn-, Stadt- 
bahn-, Straßenbahn- sowie Omnibuslinienver- 
kehr. Diese Daten wurden auf die Gesamtheit der 
Unternehmen hochgerechnet. 

Diese Datenbasis reicht aus, weil die von den öffent- 
lichen Händen auszugleichende Kostenunterdeckung 
fast ausschließlich bei diesen Unternehmen entsteht. 

Die Prognose der Verkehrsleistungen stützt sich auf 
Daten, die das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor- 
schung (DIW), Berlin, im Auftrag des Bundesmini- 
sters für Verkehr ermittelt hat. Diese Prognose be- 
rücksichtigt als bisher einzige neuere Daten der Be- 
völkerungsentwicklung sowie deren regionale Ver- 
teilung. In den Verkehrsballungsräumen ergibt sich 
aufgrund von Investitionshilfen nach dem GVFG bis 
1985 eine Zunahme der Verkehrsleistungen (Pkm) 
um insgesamt 3,1 Vo im Straßenpersonenverkehr und 
von 12,7 ^/o im Eisenbahnverkehr. 

Weitere Einzelheiten zur Ermittlung der Folgekosten 
sind der Anlage 1 zu entnehmen. 


1 .2 Kostenunterdeckung 
des ’dPNV im Jahre 1985 

(Rechnung einschließlich Investitionen nach dem 
GVFG) 

Die in Tabelle 2 ausgewiesenen Kostenunterdeckun- 
gen für 1985 ergeben sich aus dem zugrundegelegten 
Mengengerüst sowie den unterstellten Kosten- und 
Ertragsveränderungen. 

Nicht eingerechnet sind die Kapitalkosten (kalkula- 
torische Abschreibungen und Zinsen) der mit öffent- 
lichen Investitionszuschüssen finanzierten Anlagen. 
Sie gehen nicht in die Kostenrechnung der Unterneh- 
men ein. Das betriebswirtschaftlich orientierte Vor- 
gehen läßt auch den gesamtwirtschaftlichen Nutzen 
außer Betracht. 

Die Kostenunterdeckungen spiegeln nicht unbedingt 
die 1985 tatsächlich zu erwartende Situation wider. 
Vielmehr muß dieser errechneten Entwicklung durch 
verkehrspolitische Maßnahmen und durch die Un- 
ternehmen selbst entgegengewirkt werden. 

Die Kostenunterdeckungen der kommunalen und ge- 
mischtwirtschaftlichen Unternehmen einschließlich 
der NE-Bahnen sowie des Schienenpersonennahver- 
kehrs der DB sind bei weitem am größten. 

Der Schienenpersonennahverkehr der DB würde 
auch bei einer Entwicklung entsprechend der gün- 
stigsten Rechenvariante keine Kostendeckung errei- 
chen. 


Tabelle 2 


Kostenunterdeckung des ÖPNV im Jahre 1985 mit Vergleichszahlen für 1973 


Varianten 

1985 



I 

II 

III 



Personalkosten 
+ 9 Vo/Jahr 

Personalkosten 
+ 7 ^/o/Jahr 

Personalkosten 
+ 5 ‘^/o/Jahr 

1973 


+ 5“/o/J i 

Erträge 
+ 7»/o/J 1 

+ 10»/o/J 

H-5«/o/J 

Erträge 

1 +7"/o/Jl 

-1 10«/o/J 

+ 5“/ü/J 

Erträge 

1 H-7'>/o/J 1 +10“/o/J 


Verkehrszweige 

Millionen DM 

Kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmen, 
Nichtbundeseigene Eisen- 
bahnen 

5 805 

4 357 

1 546 

3 940 

2 493 


2410 

963 — 

1 429 

DB-Schiene 

8 692 

8 133 

7 047 

6 896 

6 337 

5 251 

5 388 

4 829 3 743 

2 993 

DB-Bus 

251 

23 

— 

83 

— 

— 

— 

— — 

— 

Postbus 

438 

288 

— 

297 

147 

— 

179 

30 — 

127 

Summe . . . 

15 185 

12 801 

8 592 

11 215 

8 977 

5 251 

7 977 

5 821 3 743 

4 549 


Anmerkung: 

In den mit — gekennzeichneten Positionen wurde bei den im Kopf angegebenen Ertragssteigerungen ein Überschuß 
errechnet. Beim DB-Bus war 1973 ein Überschuß zu verzeichnen. Ausführliche Darstellung mit Abbildung siehe An- 
lage 2. 
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Tabelle 3 


Kostenunterdeckung des ÖPNV im Jahre 1985 in räumlicher Verteilung 
mit Vergleichszahlen für 1973 


Varianten 

1985 



1 

II 

III 



Personalkosten 
+ 9 ®/o/Jahr 

Personalkosten 
+ 7 WJahr 

Personalkosten 
+ 5 «/o/ Jahr 

1973 


Erträge 

-i 50 / 0 /J 1 + 70 / 0 /J 1 +10»/o/J 

Erträge 

+ 50 / 0 /J 1 - 70 / 0 /J 1 +10«/(i/J 

Erträge 

+ 5"/o/J 1 -)-7 0/ü/J 1 +10«/o/J 


Räume 

Millionen DM 

Verkehrsballungsräume 

7 596 6 233 3 663 

5 524 4 179 1 783 

3 792 2 472 1 223 

2 074 

übriges Bundesgebiet 

7 589 6 568 4 942 

5 692 4 798 3 468 

4 185 3 352 2 520 

2 476 

zusammen . . . 

15 185 12 801 8 592 

11 215 8 977 5 251 

7 977 5 821 3 743 

4 549 


Tabelle 4 


Kostenunterdeckung des ÖPNV im Jahre 1985 ,, übriges Bundesgebiet"' 
aufgeteilt nach Verkehrszweigen mit Vergleichszahlen für 1973 


Varianten 





1985 






I 



II 


III 



Personalkosten 
+ 9 Vo/Jahr 

Personalkosten 
+ 7«/o/Jahr 

Personalkosten 

J-SVo/Jahr 

1973 

Verkehrs- 

zweige 

+ 5%/J 1 

Erträge 
+ 7«/o/J 1 

+ 10»/o/J 


Erträge 

1 - 1-7 Vu/J 1 +IO 0 / 0 /J 

J 5«/o/J 1 

Erträge 
+ 7'’/o/J 1 H-10«/o/J 






Millionen DM 




Kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Unternehmen, 
Nichtbundeseigene Eisen- 
bahneji 

1 450 

1 061 

305 

961 

572 — 

561 

172 — 

356 

DB-Bus 

196 

8 

— 

61 

— — 

— 

~ — 

— 

Pos'tbus 

368 

247 

13 

251 

130 — 

153 

32 — 

107 

zusammen 

2 014 

1 316 

318 

1 273 

702 — 

714 

204 — 

463 

DB -Schiene 

5 575 

5 252 

4 624 

4 419 

4 096 3 468 

3 471 

3 148 2 520 

2014 

Summe . . . 

7 589 

6 568 

4 942 

5 692 

4 798 3 468 

4 185 

3 352 2 520 

2 476 


Anmerkung: 

Bei den mit — gekennzeichneten Positionen würde bei den im Kopf angegebenen Ertragssteigerungen ein Überschuß 
erzielt. 
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Die Rechnung, deren Ergebnisse in Tabelle 3 dar- 
gestellt sind, unterscheidet zwischen Verkehrsbal- 
lungsräumen und dem übrigen Bundesgebiet (s. 
hierzu auch Anlage 2). Der Begriff „übriges Bundes- 
gebiet" deckt sich nicht ganz mit dem, was üblicher- 
weise unter „Fläche" verstanden wird. 

Nach Tabelle 3 fällt der größere Teil der Kosten- 
unterdeckung des Jahres 1985 ähnlich wie in 1973 
auf die Verkehre im übrigen Bundesgebiet. Dies 
gilt jedoch nur, wenn die Kostenunterdeckung des 
Schienenpersonennahverkehrs der DB in die Rech- 
nung einbezogen wird. Würde die Kostenunterdek- 
kung der DB wegen der spezifischen Bedingungen 
gesondert ausgewiesen, so zeigte sich, daß im Ge- 
gensatz zum Schienenpersonennahverkehr der Bus- 
verkehr von Bahn und Post im übrigen Bundesgebiet 
nahezu kostendeckend betrieben werden kann. 

Der Schienenpersonennahverkehr der DB weist im 
übrigen Bundesgebiet eine erheblich höhere Kosten- 
unterdeckung als in Verkehrsballungsräumen auf. 
Dies wird noch deutlicher, wenn man die Kosten- 
Unterdeckung auf die Verkehrsleistung bezieht (Ta- 
belle 5). 


Tabelle 5 


Verkehrsleistung und Kostenunterdeckung 1985 


Verkehrszweige 

Ver- 

kehrs- 

leistung 

Kosten- 

unter- 

deckung 


Mrd. Pkm 

Mrd. DM 

Verkehrsballungsräume 

kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Betriebe, 
Nichtbundeseigene 
Eisenbahnen 

18,8 

0,8 bis 4,4 

DB-Schienenpersonennah- 



verkehr 

9,2 

1,2 bis 3,1 

übriges Bundesgebiet 

kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Betriebe, 
Nichtbundeseigene 
Eisenbahnen 

7,9 

0,2 bis 1,5 

DB-Schienenpersonenver- 



kehr 

10,0 

2,5 bis 5,6 


Im Gegensatz hierzu erbringt der Busverkehr von 
Bahn und Post 1985 seine Leistungen insgesamt na- 
hezu kostendeckenid. 

Die Bundesregierung sieht sich daher in ihrer Auf- 
fassung bestätigt, daß ihre Verkehrspolitik auf dem 
richtigen Wege ist, wenn sie den Schienenperso- 
nennahverkehr in der Fläche so weit wie möglich 
auf Bus Verkehrsbedienung umstellen will. In den 


Tabelle 6 


Kosten und Erträge je Pkm im ÖPNV 1973 


Komm, und gern, 
Unternehmen, 
nicht bundeseigene 
Eisenbahnen 

Deutsche 

Bundespost 

Deutsche Bundesbahn 

Eisenbahn 

Bus 

Kosten Erträge 

Kosten Erträge 

Kosten Erträge 

Kosten Erträge 


Pf je Personen - km 
Verkehrsballungsräume 



Übriges Bundesgebiet 



imH Fahrgeldeinnahmen sonstige Erträge 


Zielvorgaben des Bundesministers für Verkehr an 
die DB vom 11. Dezember 1974 heißt es: 

„Der Schienenpersonennahverkehr in der Fläche 
soll nur dort aufrechterhalten werden, wo er 
wirtschaftlicher ... ist als der Betrieb durch 
andere Verkehrsmittel." 

Der Verstand der DB wird Anfang des Jahres 1976 
seine Vorstellungen über ein betriebswirtschaft- 
lich optimales Netz vorlegen. Eine interministerielle 
Arbeitsgruppe wird dann prüfen, welches Schienen- 
netz aus gesamt- und verkehrswirtschaftlichen 
Überlegungen erhalten bleiben soll. 

Nach sorgfältigem Abwägen aller Gesichtspunkte 
ist dann zu entscheiden, wo der Schienenpersonen- 
nahverkehr der DB in der Fläche auf Busverkehre 
umgestellt werden kann. 

Bei den kommunalen Unternehmen und NE-Bahnen 
werden die Personalkosten nur knapp durch die 
Fahrgeldeinnahmen gedeckt. Im Schienenpersonen- 
nahverkehr der DB in Verkehrsballungsräumen 
decken die Fahrgeldeinnahmen die Personalkosten 
zur Hälfte, im übrigen Bundesgebiet zu einem Drit- 
tel. Im Bahnbusverkehr und Postreisedienst über- 
steigen die Fahrgeldeinnahmen die Personalkosten 
erheblich (Tabelle 6). 
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Aus Tabelle 7 ist die Bedeutung der Personalkosten 
für die wirtschaftliche und finanzielle Entwicklung 
der Unternehmen des ÖPNV zu ersehen. Personal- 
kostensteigerungen verändern den Personalkosten- 
anteil an den Gesamtkosten besonders bei den kom- 
munalen Unternehmen unJd NE-Bahnen sowie im 
Schienenpersonennahverkehr der DB um bis zu 
+ 10 *^/o. 

Tabelle 7 


Anteil der Personalkosten an den Gesamtkosten 
im Jahre 1985 mit Vergleichszahlen für 1973 


Varianten 

Verkehrszweige 

1985 

1973 

I 

1 II 1 

Vo 

III 

Kommunale und gemischt- 





wirtschaftliche Unter- 





nehmen, NE-Bahnen . . 

77 

74 

70 

67 

DB-Schiene 

77 

74 

70 

68 

DB-Bus 

64 

60 

46 

53 

Poistbus 

59 

55 

51 

47 


Die Bandbreite der Kostendeckungsgrade insgesamt 
innerhalb der neun Varianten stellt sich wie folgt 
dar: 

Tabelle 8 


Bandbreite der Kostendeckungsgrade 


Jahre 

Kostendeckungsgrade 


1985 1 

1 1973 

Verkehrszweige 

Vo 

Kommunale und ge- 
mischtwirtschaft- 
liche Unterneh- 
men, NE-Bahnen . 

49,5 bis Kosten- 
überdeckung 

68,5 

DB-Schiene 

20,2 bis 50,7 

28,1 

DB-Bus 

78,2 bis Kostenüber- 
deckung 

101,2 

Post-Bus 

57,4 bis Kostenüber- 
deckung 

72,1 


Zu berücksichtigen ist jedoch, daß der Kostendek- 
kungsgrad für sich genommen keinen Rückschluß 
auf die absolute Höhe der Kostenunterdeckung zu- 
läßt. 


Dies wird an folgendem Beispiel deutlich: 

Tabelle 9 


Kostendeckung DB-Schiene in v. H. und absolut 



Kosten- 

Kosten- 

Jahre 

deckungsgrade 

unterdeckung 


in Vo 

in Mrd. DM 

1973 

28J 

3,0 

1985 

29,0 

5,4 


Die Gesamtkosten je Pkm der kommunalen Unter- 
nehmen und der NE-Bahnen sowie der DB für ihren 
Schienenpersonennahverkehr sind in den Verkehrs- 
ballungsräumen annähernd gleich. Sie liegen beim 
Schienenpersonennahverkehr der DB in der Fläche 
wegen der geringeren Auslastung um rd. 50 Vo über 
denen der kommunalen Unternehmen. 

1.3 Folgekosten aus Investitionen 
nach dem GVFG 

in Verkehrsballungsräumen im Jahre 1985 

Die Folgekosten aus Investitionshilfen nach dem 
GVFG für 1985 sind in Tabelle 10 ausgewiesen. 

Die Rechnung enthält nicht die Kapitalkosten der mit 
öffentlichen Investitionszuschüssen finanzierten An- 
lagen. Sie belaufen sich je nach Variante auf 1,5 
bis 1,9 Mrd. DM/Jahr. Ebenso schließt die betriebs- 
wirtschaftlich orientierte Betrachtungsweise den ge- 
samtwirtschaftlichen Nutzen nicht ein. 

Bezogen auf die im ÖPNV errechnete gesamte Ko- 
stenunterdeckung beträgt der Anteil der Folgekosten 
rd. 5 ‘Vo. Im Verhältnis zur Kostenunterdeckung in 
den Verkehrsballungsräumen liegt der Anteil zwi- 
schen 8,5 und 13 ®/o. Diese Ergebnisse sind Durch- 
schnittswerte. In Einzelfällen können daher auch 
wesentlich höhere Folgekosten entstehen. 

Die Ergebnisse verdeutlichen, daß die Folgekosten 
bei künftigen Investitionshilfen nach dem GVFG 
nach wie vor im Auge behalten werden müssen. Sie 
unterstreichen aber auch die erheblich größeren Pro- 
bleme, die sich unabhängig von öffentlichen Inve- 
stitionshilfen aus den bereits bestehenden Defiziten 
(Alt-Defiziten) im ÖPNV ergeben. Sie werden mittel- 
fristig wesentlich gewichtiger bleiben als die Folge- 
kosten neu erstellter Verkehrsanlagen. Die Berech- 
nungen zeigen jedoch zugleich, daß bei den neuen 
Verkehrsanlagen insgesamt eine Kostendeckung 
selbst bei günstigsten Rechenannahmen nicht zu er- 
reichen sein wird. Dem steht wiederum ein gesamt- 
wirtschaftlicher Nutzen gegenüber, der z. Z. nicht 
quantifizierbar ist. 
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Tabelle 10 


Folgekosten des ÖPNV 1985 


Varianten 

I 

II 

III 


Personalkosten 
+ 9 W Jahr 

Personalkosten 
+ 7 <^/o/Jahr 

Personalkosten 
+ 5»/o/Jahr 

Kosten- 

-!-5 0/o/J 

Erträge 

+ 7Vo/J 1 

l-lQö/o/J 

+ 5 “/o/J 

Erträge 

1 +7 “/o/J 1 +10“/o/J 

+ 5“/o/J 

Erträge 

i -I-7“/o/J 1 +10“/o/J 

unterdeckiing 

Millionen DM 

Kostenunterdeckung in Verkehrsbal- 
lungsräumen ohne GVFG-Investitio- 
nen 

6 955 

5 648 

3 186 

5 025 

3 735 

1 553 

3410 

2 145 

1 063 

Kostenunterdeckung in Verkehrsbal- 
lungsräumen mit G VFG-Investitionen 

7 596 

6 233 

3 663 

5 524 

4 179 

1 783 

3 792 

2 472 

1 223 

Differenz = 

Folgekosten 

641 

585 

477 

499 

444 

230 

382 

327 

160 


Vo 

Anteil der Folgekosten an der gesam- 
ten Kostenunterdeckung im ÖPNV . . 

4,2 

4,6 

5,6 

4,5 

4,9 

4,4 

4,8 

5,6 

4,3 

Anteil der Folgekosten an der Kosten- 
unterdeckung in Verkehrsballungs- 
räumen 

8,4 

9,4 

13,0 

9,0 

10,6 

12,9 

10,1 

13,2 

13,1 



1.4 Folgekosten und Verkehrsverbünde 

Folgekosten in der hier verwendeten Definition ent- 
stehen durch die Gründung von Verkehrsverbünden 
nicht, da zwischen Verbundgründung und den vor 
allem nach dem GVFG geförderten Investitionen 
keine direkte Abhängigkeit besteht. 

Die Kostenunterdeckung der ÖPNV-Unternehmen in 
den Verbundräumen ist bereits in der Prognose der 
Gesamtentwicklung enthalten. Die Ermittlung und 
Prognose verbundspezifischer Kosten und Nutzen 
der bestehenden Verkehrsverbünde ist nach einheit- 
lichen Grundsätzen z. Z. nicht möglich, da in den 
Verbundräumen eine Vielzahl von Veränderungen 
kosten- und ertragsrelevanter Einflußgrößen in den 
Bereichen 

— Organisation 

— Leistungsangebot 

— Tarife 

— inner- und zwischenbetriebliche Rationalisierung 

erfolgt, die zudem nur zu einem geringen Teil auf 
die Verbundgründung zurückgehen. 

Auch eine besondere Prognose der Kostenunterdek- 
kung von Verkehrsverbünden und der auf die ver- 
schiedenen öffentlichen Haushalte zukommenden 
Belastungen von 1973 auf 1985 ist wenig aussage- 
kräftig. Verbünde bestanden zu diesem Zeitpunkt 


nur in Hamburg und seit 1972 in München. In Frank- 
furt/Main wurde ein Verkehrsverbund erst 1974 
gegründet. Hinzu kommt, daß die Einnahmenauftei- 
lungsschlüssel die finanziellen Lasten für die ver- 
schiedenen öffentlichen Haushalte wesentlich be- 
einflussen. Diese Schlüssel gehen wegen der unter- 
schiedlichen Kostenrechnungen der Verbundpartner 
von Rohkalkulationen aus. Hierdurch sind Voraus- 
sagen mit zusätzlichen Unsicherheiten belastet. 
Schließlich können die Schlüssel auf dem Verhand- 
lungswege geändert werden, wie dies beim Ver- 
kehrsverbund München 1976 beabsichtigt ist. 

In ländlichen Gebieten sollten den jeweiligen Ver- 
kehrsbedingungen entsprechende Kooperationsfor- 
men gewählt werden. Dies ist um so mehr not- 
wendig, wenn die DB künftig Schienenpersonen- 
nahverkehr auf die Straße verlagert (vgl. Bericht der 
Bundesregierung zu § 8 PBefG, Einzelheiten s. An- 
lage 4). 

1.5 Finanzielle Lasten für die öffentlichen Hände 
aus dem DPNV in 1973 und 1985 

Der Bund trug 1973 einschließlich der Investitions- 
hilfen des Bundes nach dem GVFG rd. 60 Vo aller 
finanziellen Lasten aus dem ÖPNV, d. h. rd. 4,4 Mrd. 
DM von insgesamt 7,1 Mrd. DM (s. Tabelle 11). 

Nach den Modellvarianten wird dieser Anteil des 
Bundes ansteigen; die Bandbreite bewegt sich im 
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Jahre 1985 zwischen 60 ‘^/o und 80 Vo; die absolut 
höchste Bundesbelastung tritt mit rd. 9,9 Mrd. DM 
ein. 

Der Anteil der Länder liegt 1985 zwischen 2,7 '^/o 
und 12,1 er beträgt im Höchstfall 0,7 Mrd. DM. 

Der Anteil der Kommunen liegt in der ungünstig- 
sten Variante bei fast 6 Mrd. DM. Hohe Personal- 
kostensteigerungsraten bei niedrigen Preissteige- 
rungsraten schlagen sich auch hier in hohen Verlu- 
sten nieder. 

Der hohe Anteil des Bundes an den finanziellen Lei- 
stungen der öffentlichen Hand für den ÖPNV in 


1985 ist im wesentlichen auf die hohe Kostenunter- 
deckung im Schienenpersonennahverkehr der DB, 
insbesondere auch im übrigen Bundesgebiet zurück- 
zuführen. 

Die von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnah- 
men sind darauf gerichtet, gerade in diesem Bereich 
zu einer Verbesserung des Verhältnisses zwischen 
Kosten und Erträgen zu gelangen. 

Bei der Abdeckung des gesamten Fehlbetrages der 
DB und der DBP im ÖPNV fiel 1973 rund ein Drit- 
tel auf das übrige Bundesgebiet. In 1985 wird der 
Anteil der Verkehrsballungsräume am Gesamtfehl- 


Tabelle 11 


Finanzielle Lasten für die Öffentlichen Haushalte aus dem ÖPNV 
in 1973 und 1985 

(Rechnung einschließlich Investitionen nach dem GVFG) 



Varianten 

1985 




I 

II 

III 




Personalkosten 
+ 9 ‘^/o/Jahr 

Personalkosten 
+ 7 “/o/ Jahr 

Personalkosten 
+ 5 "/o/ Jahr 

1973 2) 

Belastete 

Haushalte 


-L5 Vo/J 

Erträge 

1 -^-7V«/J 1 

^10°/o/J 

+ 5WJ 1 

Erträge 

+7«/ü/J 1 +10“/o/J 

+ 5'‘/o/J 

Erträge 

1 +7%/J 1 

-lOWJ 



Millionen DM 

Ballungsräume 












Bund 


3 461 

3 197 

2 762 

2 765 

2519 

2 122 

2 163 

1 941 

1 561 

1 985 

Länder 


241 

286 

374 

240 

286 

374 

241 

286 

374 

|2 166 

Gemeinden . . . . 


4 526 

3 512 

1 541 

3 150 

2 136 

300 

2 021 

1 007 

300 


zusammen . . . 

8 228 

6 995 

4 677 

6 155 

4 941 

2 796 

4 425 

3 234 

2 235 

4 151 

Übriges Bundesgebiet 











Bund 


6 408 

5 808 

5 000 

5 000 

4 527 

3 831 

3 894 

3 482 

2 883 

2 380 

Länder 


200 

221 

282 

200 

221 

282 

200 

221 

282 

1 544 

Gemeinden 


1 465 

1 079 

355 

976 

590 

50 

575 

190 

50 


zusammen . . . 

8 073 

7 108 

5 637 

6 176 

5 338 

4 163 

4 669 

3 893 

3215 

2 924 

Insgesamt 












Bund 


9 870 

9 005 

7 748 

7 765 

7 046 

5 953 

6 056 

5 420 

4 444 

4 363 

Länder 


440 

507 

657 

440 

507 

657 

440 

507 

657 

|2 709 

Gemeinden 


5 991 

4 591 

1 896 

4 126 

2 726 

350 

2 596 

1 197 

350 

zusammen . . . 

16 301 

14 103 

10 301 

12 331 

10 279 

6 960 

9 092 

7 124 

5 451 

7 072 


9 Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen und Saldierungen innerhalb eines Verkehrsträgers (z. B. 
Bahnbus in Verkehrsballungsräumen und im übrigen Bundesgebiet). 

1985 ohne Investitionshilfen; die heute absehbaren Förderungsprogramme sind bis dahin abgeschlossen. Die Höhe 
weiterer Investitionshilfen ist z. Z. noch nicht absehbar. 

9 1973 einschließlich Investitionshilfen aufgrund des GVFG und besonderer Länderprogramme (insgesamt rd. 1,8 Mrd. 
DM). 
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betrag geringfügig höher sein. Einzelheiten der fi- 
nanziellen Belastungen der öffentlichen Hände aus 
dem ÖPNV sind in Anlage 3 dargestellt. 


1 .6 Schlußfolgerungen 

1.6.1 Zur gesamten Kostenunterdeckung des DPNV 

Bei einem weiteren Anstieg der finanziellen Bela- 
stungen entstehen für Bund, Länder und Gemeinden 
nicht mehr tragbare Haushaltsrisiken. Dies kann 
dazu führen, daß die für Investitionen erforderlichen 
Mittel zur Finanzierung der Betriebsverluste benö- 
tigt werden. 

Vor allem Personalkostensteigerungen schlagen sich 
bei den personalintensiven Nahverkehrsunterneh- 
men besonders nachhaltig nieder. Einflüsse auf die 
Personalkosten gehen von der allgemeinen Lohn- 
und Gehaltsentwicklung aus. Die Gesamtkosten und 
insbesondere die Personalkosten werden aber auch 
stark von dem Umfang der Struktur des Leistungs- 
angebots sowie von dem Auslastungsgrad bestimmt. 
Leistungsangebot und Verkehrsaufkommen müssen 
in einem wirtschaftlich vertretbaren Verhältnis zu- 
einander stehen, die Rationalisierungsmöglichkeiten 
müssen voll genutzt werden. Eine unzureichende 
Anpassung der Tarife an die Kosten- und Einkom- 
mensentwicklung beschleunigt den Trend zu einer 
wachsenden Kostenunterdeckung im ÖPNV. In der 
Vergangenheit sind tarifliche Möglichkeiten selbst 
bei einem verbesserten Leistungsangebot nicht im- 
mer voll ausgeschöpft worden. Dafür sprechen auch 
folgende Zahlen: 

Bezogen auf 1962 ^ 100 betrugen 1975 

— der monatliche Nettolohn- und Gehalts- 

index je durchschnittlich beschäftigtem 
Arbeitnehmer 261 

— der Tarifindex des Schienenverkehrs 165 

— der Tarifindex für Berufs- und 

Schülerzeitkarten 145 

Leistungsangebot und Tarife sind zum Teil gemein- 
wirtschaftlich bedingt. Besondere Bedeutung kommt 
den Tarifen für den Ausbildungsverkehr zu. Die 
Kostenunterdeckung ist hier wesentlich größer als 
bei den übrigen Tarifarten. 

Gemeinwirtschaftliche Anforderungen an den ÖPNV 
gehen vor allem von folgenden Bereichen aus; 

Raumordnungspolitik 

Förderung und Erhaltung gleichwertiger Lebens- 
bedingungen in allen Teilräumen der Bundes- 
republik Deutschland durch Verbesserung des 
Leistungsangebots im ÖPNV 

Regionale Wirtschaftsförderung 

Entwicklung der Wirtschaftsstruktur in wirt- 
schaftsschwachen Gebieten durch Verbesserung 
des Leistungsangebots im ÖPNV 

Stadtverkehrspolitik 

Verbesserung der Stadtentwicklung durch Ent- 
lastung der Städte vom Individualverkehr und 
Förderung des ÖPNV 


Umweltschutz- und Verkehrssicherheit 

Förderung eines umweltfreundlichen und siche- 
ren ÖPNV 

Bildungspolitik 

Förderung eines zentralisierten Bildungswesens, 
insbesondere in der Fläche, durch ein entspre- 
chend dimensioniertes Leistungsangebot im 
ÖPNV und ein attraktives Tarifniveau im Aus- 
bildungsverkehr bei Ersatz der Fahrtkosten 
durch die Länder 

Energiepolitik 

Vorhalten eines Nahverkehrssystems mit gerin- 
gem Energieverbrauch sowie Reserven für den 
Krisenfall. 

Unter städtebaulichen Gesichtspunkten ist der ÖPNV 
eine Voraussetzung urbaner Wohn- und Arbeits- 
formen. 

Das Ausmaß gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen 
wird z. B. an den zunehmenden Leistungen des Bun- 
des für den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Lasten 
aus dem Schienenpersonennahverkehr der DB nach 
EG VO 1191/69 sichtbar. 

Die Rechenergebnisse bei allen Varianten zeigen, 
daß die finanziellen Belastungen insbesondere aus 
dem Schienenpersonennahverkehx im übrigen Bun- 
desgebietweiter ansteigen würden, wenn dieser Ent- 
wicklung nicht nachhaltig entgegengewirkt wird. 

Auch der ordnungspolitische Rahmen beeinflußt die 
Lage der Nahverkehrsunternehmen. Die Zuständig- 
keiten im ÖPNV sind stark dezentralisiert. Wichtige 
Teilbereiche des ÖPNV, insbesondere Finanzierung, 
Planung und Betrieb werden von verschiedenen Ent- 
scheidungsträgern bestimmt. Dies kann zu über- 
dimensionierten Planungen beitragen. Es wird des- 
halb gemeinsam mit den Ländern überprüft, welche 
Änderungen im organisatorischen Rahmen eine 
Stärkung des einheitlichen Handelns im ÖPNV be- 
wirken können. 

Der Zwang zu wirtschaftlichem Handeln reicht bei 
der gegenwärtigen Organisationsstruktur des ÖPNV 
nicht aus, um der Defizitentwicklung im ÖPNV so zu 
begegnen, daß der Zuschußbedarf nachhaltig ver- 
ringert wird (s. Anlage 5). 

Neuartige Nahverkehrstechnologien können nach 
dem derzeitigen Stand bis 1985 aller Voraussicht 
nach nicht zu einer Reduzierung der finanziellen 
Lasten des ÖPNV beitragen. Das schließt nicht aus, 
daß bei weiterer Entwicklung langfristig kostengün- 
stigere Nahverkehrssysteme zur Verfügung stehen 
werden. Die Forschungspolitik der Bundesregierung 
fördert Tendenzen in dieser Richtung (s. Anlage 6). 

1.6.2 Zu den Folgekosten 

Aus Investitionshilfen nach dem GVFG können 
Folgekosten entstehen. Sie beeinflussen jedoch, wie 
unter Ziffer 1.3 dargestellt, die Entwicklung der ge- 
samten Kostenunterdeckung des ÖPNV nur in be- 
grenztem Umfang. Die Höhe der Folgekosten wird 
ebenso wie die gesamte Kostenunterdeckung des 
ÖPNV durch die allgemeine Kosten- und Ertrags- 
entwicklung bestimmt. 
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Finanzhilfen nach dem GVFG werden für den Bau 
und Ausbau vor allem von Schienenverkehrswegen 
des ÖPNV in Verdichtungsräumen mit den dazu- 
gehörigen Randgebieten und für Vorhaben des kom- 
munalen Straßenbaus gewährt. Die Mittel für den 
ÖPNV fließen daher zum großen Teil in die Ver- 
kehrsballungsräume, während die für den kommu- 
nalen Straßenbau überwiegend dem übrigen Bun- 
desgebiet zugute kommen. Dementsprechend fallen 
Folgekosten in dem hier definierten Sinne vornehm- 
lich in Verkehrsballungsräumen an. 

Bei der DB wirken die Nahverkehrsinvestitionen in 
das gesamte Unternehmen hinein. Der Bau beson- 
derer Gleise für die Nahverkehrsbedienung ermög- 
licht durch die Entlastung der vorhandenen Strecken 
und die Entflechtung des Nah- und Fernverkehrs 
eine wirtschaftlichere Betriebsführung. Der Bau zu- 
sätzlicher Nahverkehrsgleise erfordert häufig die 
Beseitigung von Bahnübergängen. Durch diese bei- 
spielhaft genannten Maßnahmen infolge von Nah- 
verkehrsinvestitionen können Einsparungen vor 
allem auf dem Personalsektor, die sich nicht nur auf 
den Nahverkehrsbereich beschränken, erreicht wer- 
den. Diese Auswirkungen haben bei der Folge- 
kostenermittlung für den Nahverkehr nicht berück- 
sichtigt werden können. Sie trugen jedoch in der 


2 Ziele der Bundesregierung im dPNV 

Die Bundesregierung hat ebenso wie die Länder im 
Bereich des ÖPNV Initiativen ergriffen, die der Ent- 
wicklung zu immer größeren Kostenunterdeckungen 
und finanziellen Lasten für die öffentlichen Haus- 
halte entgegenwirken sollen. Die Ziele der Nahver- 
kehrspolitik der Bundesregierung sind enthalten in 

— den Zielvorgaben des Bundesministers für Ver- 
kehr an den Vorstand der DB vom 11. Dezember 
1974, soweit sie den ÖPNV betreffen, 

— dem Beschluß des Bundeskabinetts über Ziele 
und Maßnahmen des Bundes im ÖPNV vom 
28. Mai 1975. 

Unter den Zielvorgaben an die DB sind folgende 
Punkte hervorzuheben: 

— Der Schienenpersonennahverkehr in der Fläche 
soll nur dort aufrechterhalten werden, wo er 
wirtschaftlicher und im Energieverbrauch günsti- 
ger ist als der Betrieb durch andere Verkehrs- 
mittel. 

— Die Zusammenarbeit der Busdienste von Bahn 
und Post ist zu intensivieren. Das Ziel ist eine 
stufenweise Überführung in Regionalgesellschaf- 
ten. 

— Es ist zu prüfen, inwieweit die Schienenpersonen- 
nahverkehrseinrichtungen in den Verdichtungs- 
räumen in bestehende bzw. sich bildende Ver- 
kehrsverbünde voll integriert werden können. 

— Die Kostendeckung im öffentlichen Personennah- 
verkehr ist zu verbessern. 


Vergangenheit bei der Vorkalkulation der Nahver- 
kehrsmaßnahmen der DB weitgehend zu einem Aus- 
gleich der im Nahverkehrsbereich entstehenden 
Mehrkosten bei und schufen damit für den Bund die 
Voraussetzungen für die Genehmigung. 

Der geringe Finanzierungsanteil der Baulastträger 
von oft nur 10 Uo der Gesamtkosten eines Vorhabens 
begünstigt tendenziell eine großzügige Antragsstel- 
lung. Es ist jedoch zwingend notwendig, daß sich die 
Unternehmen des ÖPNV bzw. ihre Eigentümer vor- 
her über die finanziellen Belastungen aus dem 
ÖPNV einschließlich der Folgekosten und deren 
Finanzierung Klarheit verschaffen. Bund und Länder 
werden bei der Prüfung der Anträge bzw. der Ent- 
scheidung über die Finanzhilfen darauf zu achten 
haben, daß in jedem Fall auch Folgekostenrechnun- 
gen aufgestellt werden. 

Die im GVFG für die Vergabe von Investitionshilfen 
genannten Voraussetzungen sind als Entscheidungs- 
kriterien zu allgemein. Sie sollen deshalb durch die 
Einführung standardisierter Investitionskriterien 
konkretere Gestalt annehmen. Dadurch werden Bund 
und Länder in die Lage versetzt, das ÖPNV-In- 
vestitionshilfeprogramm bei abnehmendem finan- 
ziellen Spielraum aufgrund sachgerechter Rangfolge- 
entscheidungen aufzustellen. 


— Neue Maßnahmen können nur nach vorheriger 
Prüfung der nachhaltigen Wirtschaftlichkeit ver- 
antwortet werden. 

Dem Kabinettbeschluß vom 28. Mai 1975 lagen fol- 
gende Zielsetzungen des Bundes im ÖPNV zu- 
grunde; 

— Der ÖPNV erfüllt wichtige gemeinwirtschaftliche 
Aufgaben. Er leistet einen wirksamen Beitrag zur 
Verbesserung der Lebens- und Umweltbedingun- 
gen. Die Förderung des ÖPNV ist daher auch 
künftig fortzuführen. 

— Der Ausbau der Verkehrswege des ÖPNV wird 
fortgesetzt. Der engere finanzielle Spielraum 
zwingt noch mehr zu einem konzentrierten und 
effizienten Einsatz der verfügbaren Mittel. 

— Bereits begonnene Projekte werden vorrangig 
fortgeführt, um möglichst schnell einen Verkehrs- 
wert zu erreichen. 

— Dabei wird durch Konzentration der Mittel ein 
möglichst zügiger Baufortschritt angestrebt. Bau- 
und Systemruinen wird es nicht geben. Bund 
und Bundesbahn werden eingegangene Verpflich- 
tungen einhalten. 

— Vorrangig müssen solche Projekte gefördert wer- 
den, die das Wirtschaftsergebnis der Verkehrs- 
betriebe nicht weiter verschlechtern. Bei künfti- 
gen Investitionsentscheidungen werden daher 
neben gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen ver- 
stärkt auch betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte 
berücksichtigt. 

— Langfristig ist eine stärkere Konzentration von 
Verantwortung und Entscheidung für den ÖPNV 
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auf regionaler Ebene anzustreben. Damit sollen 
folgende Ziele erreicht werden: 

— Investitionsentscheidungen müssen unter vol- 
ler Berücksichtigung aller Investitions- und 


3 Maßnahmen 


Vor diesem Hintergrund leitete die Bundesregierung 
eine Reihe von Maßnahmen ein. 

3.1 Investitionsprogramm 1975 

für DPNV-Maßnahmen nach dem GVFG 

Zunächst wurde das Investitionsprogramm 1974 für 
ÖPNV-Maßnahmen nach dem GVFG in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern und Gemeinden überprüft. 
Das hatte folgende Ergebnisse: 

Das Investitionsprogramm 1974 (35,9 Mrd. DM), 
das Vorhaben mit einer Laufzeit bis etwa 1985 
umfaßt, wurde durch Zurückstellung verschiedener 
Maßnahmen gekürzt und damit auf das finanziell 
Machbare zurückgeführt. Das Gesamtinvestitions- 
volumen bis 1985 vermindert sich dadurch um rd. 
6 Mrd. DM. Die Investitionshilfen des Bundes ver- 
ringern sich in diesem Planungszeitraum um 
3,3 Mrd. DM. Damit reduzieren sich auch die von 
den Ländern und Gemeinden aufzubringenden Mittel 
zur Gegenfinanzierung. 

Parallele Planungen in den Bereichen ÖPNV und 
Straßenbau in Verdichtungsräumen wurden eben- 
falls untersucht, miteinander abgestimmt und auf 
diese Weise Doppelinvestitionen vermieden. 

3.2 Gesetz zur Verbesserung der 
Haushaltsstruktur 

Im Dezember 1975 wurde der Entwurf eines Haus- 
haltsstruktur-Gesetzes (HStrG) entsprechend den 
Vorschlägen des Vermittlungsausschusses vom Par- 
lament verabschiedet. Danach ändert sich für die 
Finanzierung von Vorhaben des ÖPNV nach dem 
GVFG folgendes: 

— Kürzung der Mittel nach dem GVFG um 10 Vo 

— ■ Änderung der Mittelverteilung auf Vorhaben 
des ÖPNV und des kommunalen Straßenbaus 
von 50 : 50 in 55 : 45 jedoch nur für die Jahre 
1977 und 1978 

— Ausweitung der Ermächtigung für die Länder ab 
1979 statt 10 ^^0 der Mittel des kommunalen 
Straßenbaus 15 Vo auf den ÖPNV umzuschichten. 

Dies bedeutet, daß die Mittel für Investitionshilfen 
nach dem GVFG für Vorhaben des ÖPNV ab 1979 
deutlich knapper werden. 

3.3 Einführung standardisierter 
Bewertungskriterien 

Um die Förderungswürdigkeit und Dringlichkeit von 
Maßnahmen nach dem GVFG besser beurteilen zu 


Betriebskosten insbesondere der Folgekosten 
getroffen werden; 

— Für den Bereich des ÖPNV ist eine gesicherte 
finanzielle Basis zu schaffen. 


können, entwickelte der BMV „standardisierte Be- 
wertungskriterien für Verkehrswegeinvestitionen 
des ÖPNV und des kommunalen Straßenbaus". Es 
handelt sich um eine vereinfachte Kosten-Nutzen- 
Analyse, die auf drei Zielgruppen ausgerichtet ist: 

— Benutzer (z. B. Änderung der Fahrzeiten, des 
-komforts und der Kosten) 

— Betreiber (z. B. Änderung der Investitions-, Un- 
terhaltungs- und Betriebskosten einerseits und 
der Tarifeinnahmen und sonstigen Erträge ande- 
rerseits) 

— Allgemeinheit (z. B. Änderung der Unfallkosten, 
der Lärmbelästigung und der Luftverunreini- 
gung). 

Verfahren und Bewertungsfaktoren sind vorgege- 
ben. Damit wird sichergestellt, daß die Ergebnisse 
vergleichbar sind. Formblätter für ihre Berechnung 
und Darstellung sollen den Prüfvorgang erleichtern. 
Der erste Entwurf eines Bewertungssystems lag im 
Februar 1975 vor. Er wurde an Vorhaben in Frei- 
burg (Stadtbahn), Berlin (kommunaler Straßenbau), 
München (S-Bahn) und Düsseldorf (unterirdisch ge- 
führter Stadtbahnabschnitt) in der Praxis erprobt. 
Die daraus gewonnenen Erfahrungen zeigen, daß die 
Schwierigkeiten weniger im Bewertungssystem als 
in der Datenbeschaffung liegen. Hier müssen die 
Voraussetzungen auf kommunaler Ebene noch ver- 
bessert werden. 

Ein überarbeitetes Bewertungssystem soll dem- 
nächst mit den Länderverkehrsministern und -Sena- 
toren beraten werden. Der Bundesminister für Ver- 
kehr wird die Investitionskriterien ab 1977 anwen- 
den. 

3.4 Neuordnung des organisatorischen 
Rahmens für den ÖPNV 

Der BMV hat Vorstellungen über eine Neuordnung 
des organisatorischen Rahmens für den ÖPNV vor- 
gelegt, die u. a. Öffentlich-rechtliche Zweckverbände 
für einzelne Nahverkehrsregionen vorsehen. 

Die Vorschläge des Bundes werden auf Beschluß 
der Länderverkehrsministerkonferenz in einer ge- 
meinsamen Bund/Länder-Ärbeitsgruppe erörtert. 
Ergebnisse sind erst auf längere Sicht zu erwarten. 
Auch hier ist der Bund auf konstruktive Mitarbeit 
der Länder und Gemeinden angewiesen. 

Gleichzeitig laufen Gespräche über eine Regionali- 
sierung des ÖPNV : 

— in Hamburg mit dem Ziel einer stärkeren Inte- 
gration der S-Bahn in den übrigen Hamburger 
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Nahverkehr. Die Untersuchungsergebnisse einer 
Sachverständigengruppe werden voraussichtlich 
1976 vorliegen. 

— im Raum München mit der Absicht, in Zusam- 
menarbeit mit dem Land Bayern einen Zweck- 
verband der Landkreise in der Region zur Über- 
nahme des Omnibusverkehrs zu gründen. 

3.5 Schienenpersonennahverkehr in der Fläche 

Der Personennahverkehr der DB in der Fläche ist 
kostengünstiger durchzuführen. 

Wo das Verkehrsaufkommen die Aufrechterhaltung 
des Schienenpersonennahverkehrs erfordert, wird 
dieser Verkehr effizienter gestaltet. Die DB hat 
entsprechende Modelluntersuchungen bereits vor- 
genommen. Diese haben gezeigt, daß der Schienen- 
personennahverkehr im Rahmen eines „Regional- 
Eilzug-Systems" kostengünstiger als bisher durchge- 
führt werden kann. Der Hauptvorteil für den Ver- 
kehrsnutzer liegt dabei in der Verkürzung der 
Reisezeiten; für rd. 75 ®/o der Nahverkehrsreisenden 
wird der Haltepunkt der Regional-Eilzüge der 
gleiche sein wie bei den bisherigen Nahverkehrs- 
zügen. Die DB beabsichtigt, das Regional-Eilzug- 
System zunächst in Tests praktisch zu erproben. 

Wo wegen des geringen Verkehrsaufkommens die 
Aufrechterhaltung des Schienenpersonennahver- 
kehrs nicht vertretbar ist, muß der Verkehr auf 
Busse umgestellt werden. Die Verkehrsbedienung 
in der Fläche wird dadurch nicht beeinträchtigt. 

Anfang 1976 wird der Vorstand der DB seine Vor- 
stellungen über ein betriebswirtschaftlich optimales 
Schienennetz darlegen, die auch den Schienenper- 
sonennahverkehr der Fläche einbeziehen. Eine 
interministerielle Arbeitsgruppe wird dann prüfen, 
welches Schienennetz aus gesamt- und verkehrs- 
wirtschaftlichen Überlegungen erhalten bleiben soll. 

Der am 6. November 1975 vom Bundeskabinett ver- 
abschiedete Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen 
(Stand: 1. Oktober 1975) trägt der Notwendigkeit 
einer besseren Erschließung der Fläche Rechnung. 
Er liegt dem Bundesrat mit dem Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über den Ausbau der Bundesfern- 
straßen in den Jahren 1971 bis 1985 (Bundesrats- 
drucksache 676/75) vor. 

Im übrigen sind in dem am 27. August 1975 ver- 
abschiedeten Konjunkturprogramm rd. 195 Millio- 
nen DM für Maßnahmen an Bundesfernstraßen vor- 
gesehen, von denen wiederum 135 Millionen DM 
auf Ortsumgehungen entfallen. Sie kommen über- 
wiegend ländlichen Gebieten zugute. 

3.6 Neuordnung der Omnibusdienste 
von Bahn und Post 

Die Bundesregierung hat am 28. Mai 1975 die Neu- 
ordnung der Busdienste von Bahn und Post auf der 
Grundlage der Bildung einer Bus-Unternehmens- 
gruppe beschlossen. 


Die Bildung dieser Bus-Unternehmensgruppe mit 
selbständigen Regionalgesellschaften wird zu Ein- 
sparungen durch den Abbau von Doppelarbeit und 
zentraler Verwaltung sowie durch die bessere Nut- 
zung vorhandener Einrichtungen führen. 

Für die Räume Schleswig-Holstein (Kiel), Nieder- 
sachsen Mitte (Hannover), Rhein-Sieg, Erft/Wupper 
(Köln) und Oberbayern (München) werden für einen 
Zweijahreszeitraum Betriebsversuche mit Regional- 
gesellschaften in handelsrechtlicher Rechtsform vor- 
bereitet. 

Die räumliche Abgrenzung der Betriebsversuche 
und die Bestimmung der Linien, die künftig der 
Betriebsführung der Regionalgesellschaften unter- 
liegen, ist bereits vorgenommen worden. Die für die 
Zusammenführung der beiden Busdienste erforder- 
lichen Verträge werden gegenwärtig mit den künf- 
tigen Gesellschaftern (DB und DBP) abgestimmt. 

Bundesbahn und Bundespost haben das nach dem 
Bundespersonalvertretungsgesetz erforderliche Ab- 
stimmungsverfahren eingeleitet. In Schleswig-Hol- 
stein erfolgt die Betriebsaufnahme am 1. Januar 
1976. Die Beschlußfassung des Verwaltungsrates der 
DB zu den Regionalgesellschaften in den drei übri- 
gen Räumen wird Anfang 1976 herbeigeführt. Die 
Betriebsaufnahme in diesen Räumen wird unver- 
züglich nach Abschluß der Vorbereitungen erfolgen. 

3.7 Tarifpolitik des Bundes im ÖPNV 

Der Bund ist sich seiner tarifpolitischen Verantwor- 
tung bewußt. Das zeigen die Tarife und Gebühren- 
erhöhungen im Schienenpersonennah-, Bahnbusver- 
kehr und Postreisedienst der letzten Jahre. Der BMV 
hat der DB eine Rahmengenehmigung für Tarif- 
erhöhungen im Personenverkehr mit einer Band- 
breite bis zu 20 Vo erteilt. Innerhalb dieser Band- 
breite ist die DB frei, ihre Tarife marktgerecht anzu- 
passen. 

In den Zielvorgaben des BMV ist dem Vorstand der 
DB u. a. aufgetragen, die tarifpolitischen Möglich- 
keiten voll zu nutzen. 

Allgemein wächst bei allen Trägern des ÖPNV die 
Erkenntnis, daß die Tarifeinnnahmen der Kosten- 
entwicklung kontinuierlich und in angemessener 
Höhe angepaßt werden müssen, um unübersehbare 
finanzielle Risiken zu vermeiden. Das zeigt die tarif- 
politische Entwicklung der letzten Zeit. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung tragen der 
finanziellen und wirtschaftlichen Lage des ÖPNV 
im Rahmen des Möglichen Rechnung. Sie führen zu 
strengeren Maßstäben in der Investitionspolitik und 
damit zu geringeren Folgekosten. Sie greifen tief in 
die örganisations- und Unternehmensstruktur der 
DB und DBP ein und weisen neue Wege für die 
örganisation des ÖPNV und das Zusammenwirken 
von Bund, Ländern und Gemeinden. 

Das Ziel ist: ein effizienter ÖPNV mit geringeren 
Kosten für den Steuerzahler. 
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Anlage 1 


Verfahren zur Ermittlung der Folgekosten 
1 Kosten und Erträge 

Zur Ermittlung der Folgekosten wurden sämtliche 
Wert- und Mengendaten nach einer einheitlichen 
Gliederung erfaßt. 

Für Bundesbahn und Bundespost lagen die Daten 
lückenlos vor. Aus der Vielzahl der kommunalen 
und gemischtwirtschaftlichen Unternehmen sowie 
der Nichtbundeseigenen Eisenbahnen wurden sie 
von 33 Unternehmen repräsentativ erfaßt. Dadurch 
konnte der vorgegebene Zeitrahmen eingehalten 
werden. 

Privatunternehmen konnten im Bericht nicht berück- 
sichtigt werden. Die auf sie entfallenden Investi- 
tionshilfen sind im Verhältnis zu dem gesamten 
Volumen gering und von vernachlässigbarem Ein- 
fluß auf die Höhe der Folgekosten. Auch entfällt der 
Ausgleich der Kostenunterdeckung im ÖPNV zu 
einem wesentlichen Teil auf die Eigentümer öffent- 
licher Unternehmen. 

Die Modellrechnungen für das Jahr 1985 wurden 
entsprechend dem Auftrag des Bundestages in zwei- 
facher Weise vorgenommen; 

— mit öffentlichen Investitionshilfen und 

— ohne öffentliche Investitionshilfen auf Status- 
quo-Grundlage, d. h. bei gegenwärtigem Lei- 
stungsumfang der Unternehmen des ÖPNV. 

Attraktivitätsveränderungen, die sich nicht als Folge 
von Investitionshilfen ergeben, blieben unberück- 
sichtigt. Das gleiche gilt für Auswirkungen auf 
andere Verkehrszweige der DB. 

Der Auftrag des Bundestages schließt eine Rech- 
nung mit alternativen Annahmen über die Ent- 
wicklung der Kosten und Erträge bis zum Jahr 
1985 ein. 

Bei den Personalkosten wurde alternativ mit jähr- 
lichen Steigerungssätzen von 5 Vo, 7 ®/o und 9 ^/o ge- 
rechnet, bei den Sachkosten wurden jährliche Stei- 
gerungsraten von 4 Vo, 4,5 Vo und 5 Vo angenommen. 

Die zusätzlichen Kosten aus der Inbetriebnahme der 
GVFG-Vorhaben wurden aus der Gegenüberstel- 
lung der hinzukommenden und wegfallenden Ko- 
stenbeträge ermittelt. Ausgangstage der Berechnung 
war dabei grundsätzlich das einzelne Vorhaben. 

Den Steigerungssätzen der Personalkosten liegen 
die jüngste Lohn- und Gehaltsentwicklung bei der 
DB und den VÖV-Unternehmen sowie eigene 
Schätzungen zugrunde. 

Die Erträge wurden auf das Jahr 1985 mit jährlichen 
Steigerungsraten von 5 Vo, 7 ®/o und 10 ®/o errechnet. 

Die Höhe der Steigerungssätze entspricht dem 
Durchschnitt der bisherigen Tarifentwicklung (-f5®/o) 
und berücksichtigt zukünftige, regelmäßige und an- 
gemessene Erhöhungen in Anpassung an die Kosten- 
entwicklung. 


Die zusätzlichen Erträge, die sich aus der Inbetrieb- 
nahme der Investitionsvorhaben nach dem GVFG 
in Verkehrsballungsräumen ergeben, wurden auf- 
grund des Mengengerüsts einer Prognose des Deut- 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) er- 
mittelt. 

Die Prognose des DIW wurde getrennt durchgeführt 
für den öffentlichen Straßenpersonenverkehr (Stra- 
ßenbahnen, Stadtbahnen, U-Bahnen, Omnibusse) 
und den Eisenbahnverkehr. 

Für den öffentlichen Straßenpersonenverkehr in den 
untersuchten Verkehrsballungsräumen prognosti- 
zierte das DIW für 1985 im Vergleich zu 1973 eine 
Abnahme des Aufkommens in beförderten Personen 
(— 6,4Vo) bei gleichzeitiger Zunahme der durch- 
schnittlichen Reiselänge (+ 11,9*^70). Die WIBERA 
hat daneben für eine Reihe von Städten, in denen 
bereits GVFG-Vorhaben realisiert worden sind (z. B. 
Hamburg, Köln und Frankfurt), die Entwicklung 
der Verkehrsleistungen im Zeitraum 1967 bis 1974 
festgestellt und der Entwicklung in vergleichbaren 
Städten ohne GVFG-Vorhaben gegenübergestellt. 

Aus der DIW-Prognose und den Zusatzuntersuchun- 
gen der WIBERA ergab sich, daß die Verkehrslei- 
stung nach Personen-km infolge GVFG-Investitionen 
im Straßenpersonenverkehr bis zum Jahre 1985 ins- 
gesamt um 3,1 Vo steigen wird. 

Für den Eisenbahn-Nahverkehr in Verkehrsbal- 
lungsräumen ergaben sich aus der DIW-Prognose 
im Zeitraum 1973 bis 1985 folgende Veränderungen: 
Aufkommen in beförderten Personen +11,2 +o 
Durchschnittliche Reiselänge + 1,5 +o 

Verkehrsleistungen im Schienen- 
personennahverkehr in Pkm + 12,7 +o 


Um die Zahl der möglichen Varianten auf ein über- 
schaubares Maß zurückzuführen, wurden die Stei- 
gerungssätze auf drei Varianten begrenzt; 


Varianten 

I 1 

n 1 

III 

Kostenarten 

Erträge 

Jährliche Steigerungsraten 
in ®/o 

Personalkosten (rd. Vs 
der Gesamtkosten) . . . 

9,0 

7,0 

5,0 

Sachkosten 

5,0 

4,5 

4,0 

Innerbetriebliche 
Leistungen 

Kapitalkosten 

7,9 

6,3 

4,7 

— Schienenverkehr . . 

4,0 

4,0 

4,0 

— Busverkehr 

3,7 

3,7 

3,7 

Erträge 

5/7/10 

5/7/10 

5/7/10 
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Bei der Ermittlung der Daten für 1973 wurde von 
den in den Gewinn- und Verlustrechnungen der 
Verkehrsunternehmen ausgewiesenen effektiven 
Zinsen und Abschreibungen für in Betrieb befind- 
liche Anlagen ausgegangen. Deren Anschaffungs- 
werte sind in Höhe der bis dahin gewährten öffent- 
lichen Zuschüsse gekürzt. Dieses Vorgehen ver- 
meidet umfangreiche und zeitaufwendige Sonder- 
erhebungen bei der Vielzahl der Unternehmen. 

Die Kapitalkosten für die mit Öffentlichen Mitteln 
(GVFG sowie Investitionen aus den besonderen 
Investitionsprogrammen der Länder) finanzierten 
Anlageteile wurden gesondert ermittelt. Sie sind in 
die Ermittlung der Folgekosten nicht eingegangen. 
Die betriebswirtschaftlich orientierte Rechnung 
schließt ebenso nicht den gesamtwirtschaftlichen 
Nutzen ein. Anlagen, die zwischen 1973 und 1985 in 
Betrieb genommen werden, wurden linear abge- 
schrieben und für die Zinsen alternative Zinssätze 
von 6 ^^/o, 6,5 °/o und 7,5 Vo angesetzt. Die sich hier- 
aus ergebenden Kapitalkosten belaufen sich je nach 
Variante auf 1,5 bis 1,9 Mrd. DM im Jahre 1985. 
Rund 90 °/o würden auf Verkehrsballungsräume ent- 
fallen, knapp die Hälfte bezieht sich auf Bundes- 
zuwendungen. 


2 Regionale Abgrenzung 

Dieser Bericht geht von neun Räumen (Rhein-Ruhr 
[einschl. Rhein-Sieg], Rhein-Main, Hamburg, Stutt- 
gart, München, Rhein-Neckar, Nürnberg, Hannover 
und Bremen), Berlin (West) und dem übrigen Ge- 
biet aus. Die neun Regionen entsprechen — unge- 
achtet der kleinräumigen Abgrenzung — im wesent- 
lichen den ersten neun der von der Ministerkonfe- 
renz für Raumordnung mit Entschließung vom 
21. November 1968 definierten Verdichtungsräumen 
mit dazugehörigen Randgebieten sowie den Räu- 
men bestehender oder geplanter Verkehrsverbünde. 
Die künftigen Verbundräume wurden weitgehend 
unter den beteiligten Verkehrsträgern und Gebiets- 
körperschaften — häufig im Rahmen einer Zusam- 
menarbeit zur Vorbereitung eines Verbundes — 
abgestimmt. Auf diese Räume hat die DB ihre Be- 
rechnungen abgestellt. 

Soweit Vorstellungen der Beteiligten bei den in der 
Planung betroffenen Verbünden noch auseinander- 
gehen, gibt die Abgrenzung der DB den Ausschlag. 

Die Daten für den Postreisedienst, die kommunal- 
und gemischtwirtschaftlichen Unternehmen sowie 
die NE-Bahnen sind innerhalb der regionalen Ab- 
grenzung dieses Berichts erfaßt. 

Dieses Vorgehen ist auch wegen der räumlichen 
Verteilung der Investitionsmittel gerechtfertigt. 
Größere Investitionen über die Verkehrsballungs- 
räume hinaus entfallen nur auf die Verdichtungs- 
räume Bielefeld, Freiburg, Karlsruhe und Kassel. 

Nicht untersucht werden die Folgekosten der Inve- 
stitionen in Omnibusbahnhöfen und Omnibusbe- 
triebshöfe, da bei dem im allgemeinen wirtschaft- 
lichen Einsatz des Bussystems im Nahverkehr nicht 
mit nennenswerten Folgekosten bei diesen Investi- 
tionen zu rechnen ist. 


3 Analyse der Kosten des Jahres 1973 
in Verkehrsballungsräumen 

Für das Jahr 1973 wurden die Kostendaten der DB 
und der DBP vollständig, die der kommunalen 
Unternehmen (einschl. der gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmen und der Nichtbundeseigenen Eisen- 
bahnen) mit einem Repräsentationsgrad — bezogen 
auf die Verkehrsleistung in Personen-km (Pkm) — 
von rd. 79 erfaßt. Die Betriebskosten-Ergebnisse 
(laufende Kosten) sind in Tabelle 1 dargestellt. Auf 
eine Darstellung der mit gleichen Repräsentations- 
graden erfaßten Kapitalkosten wurde verzichtet, 
weil hierbei nur eine kalkulatorische Betrachtungs- 
weise zu vergleichbaren Zahlen geführt hätte; sie 
war aber mit vertretbarem Aufwand nicht durch- 
führbar. 

Aus Gründen des sonst erheblichen Aufwands konn- 
ten auch die erfaßten Betriebskosten nach Verkehrs- 
arten und Verkehrsträgergruppen nur grob geglie- 
dert werden. Die Daten der Tabelle 1 sind mithin 
als Durchschnittswerte breiter Streubereiche nicht 
aber für Systemvergleiche in Einzelfällen verwend- 
bar. 

3.1 Betriebskosten der Schienenbahnen 

Gemäß Tabelle 1 entfielen 1973 auf einen Kilometer 
U-Bahn — also auf eine Verkehrswegeinvestition in 
Höhe von grob gemittelt 40 Millionen DM ^) — jähr- 
liche Betriebskosten von etwa 1,5 Millionen DM. 
Diesen für eine Schienenbahn sehr hohen strecken- 
bezogenen Betriebskosten stehen jedoch relativ 
niedrige leistungsbezogene Betriebskosten gegen- 
über; sie waren 1973 mit 10,28 Pf/Pkm sogar um 
41 niedriger als die entsprechenden Kosten der 
kommunalen Busse. 

Nach dem SNV-Forschungsbericht „Vergleichende 
Untersuchungen" ^) können die Betriebskosten von 
U-Bahnen in optimalen Anwendungsbereichen noch 
niedriger sein; die SNV ermittelte hierfür 5 bis 
6 Pf/Pkm bei 50 Vo Tunnelanteil und 4,4 bis 4,5 Pf/ 
Pkm bei 10 Vo Tunnelanteil (Rest jeweils Niveau-, 
Einschnitt- und Dammlage) sowie bei einer reprä- 
sentativen Streckenbelastung von 23 000 Personen 
pro Tag und Richtung im höchstbelasteten Quer- 
schnitt. 

Die vorstehenden U-Bahn-Daten beziehen sich aus- 
schließlich auf „echte" U-Bahnen, also solche, deren 
Bahnkörper völlig unabhängig vom übrigen Ver- 


^) Nach Ermittlungen des Deutschen Städtetages aufgrund 
von Submissionsergebnissen 1972/73 betragen die 
durchschnittlichen Kosten für 1 km betriebsfertige U- 
oder Stadtbahnstrecke einschließlich Haltestelle 

— in Tunnellage 65 Millionen DM 

— in Hochlage 35 Millionen DM 

— in Niveaulage 10 Millionen DM. 

Das Mischungsverhältnis dieser Lagen ist außerordent- 
lich variabel; es reicht von 100 ^/o Tunnellage bis 100 ^/o 
Niveaulage. 

“) „Vergleichende Untersuchungen über bestehende und 
künftige Nahverkehrstechniken", Forschungsbericht der 
Studiengesellschaft Nahverkehr (SNV), erstellt im Auf- 
trag des Bundesministers für Verkehr, Oktober 1974. 
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kehr sind. Die relativ hohen Investitionskosten eines 
unabhängigen Bahnkörpers werden durch eine ra- 
tionelle Betriebsweise mit weitgehender Automa- 
tion kompensiert, sofern die U-Bahn in den ihrer 
hohen Leistungsfähigkeit entsprechenden Magistra- 
len hohen Verkehrsaufkommens eingesetzt wird. 
Netze und Netzteile mit „echtem" U-Bahn-Betrieb 
gibt es nur in den Verkehrsballungsräumen Berlin, 
Hamburg, München und Nürnberg. 

Eine wichtige Kennzahl für den Vergleich der Sy- 
steme ist die Leistungsdichte (streckenbezogene Ver- 
kehrsleistung) ; sie kann aus nachstehender Auf- 
stellung für die dort aufgeführten Arten des Schie- 
nenverkehrs ermittelt und mit den streckenbezoge- 
nen Betriebskosten verglichen werden: 


Verkehrszweige 

Leistungs- 

dichte 

strecken- 
bezogene 
Betriebs- 
kosten 1973 

Millio- 
nen 
Pkm je 
km 

Strecke 

Index 

Millio- 
nen DM 
je km 
Strecke 

Index 

Eisenbahnen 

2,01 

1 

0,311 

1 

— davon S-Bahnen . 

5,26 

2,6 

0,491 

1,6 

Straßenbahnen .... 

4,07 

2 

0,707 

2,3 

U-Bahnen 

14,91 

7,4 

1,533 

4,9 


Beim Vergleich der leistungsbezogenen Betriebs- 
kosten 1973 schneidet die S-Bahn mit 9,33 Pf/Pkm 
noch um nahezu 10 Vo günstiger ab als die U-Bahn, 
obwohl sie nur etwa von deren Leistungsdichte 
erreicht. Die Hauptursachen sind ein sehr viel klei- 
nerer Tunnelanteil, ein größerer mittlerer Halte- 
stellenabstand und damit höhere Reisegeschwindig- 
keiten, größere Fahrzeuge und größere Bahnsteig- 
längen bei den in der Bundesrepublik derzeit be- 
triebenen S-Bahnen im Vergleich zu den U-Bahnen. 
Hinzu kommt, daß die Betriebsanlagen der S-Bah- 
nen größtenteils auch vom übrigen Eisenbahnver- 
kehr mitbenutzt werden, so daß Kosten der Betriebs- 
anlagen nur anteilig in diesen Vergleich eingehen. 

Straßenbahn und kommunaler Bus verursachten 1973 
im Durchschnitt leistungsbezogene Betriebskosten 
von rd. 17,4 Pf/Pkm. Das heißt jedoch nicht, daß der 
Einsatz von Straßenbahn und Bus in jedem Fall 
gleich wirtschaftlich sein muß. Dies hängt vielmehr 
stark von den besonderen Örtlichen Bedingungen, 
z. B. dem Straßenverkehr, ab. Die Frage, welchem 
der beiden Verkehrsmittel der Vorzug zu geben ist, 
stellt sich bei Investitionsentscheidungen vor allem 
außerhalb der Verkehrsballungsräume in mittleren 
und kleinen Städten. Sie ist dort im Einzelfall zu 
untersuchen. 

Der Begriff Straßenbahn umfaßt das breite Spek- 
trum von der herkömmlichen „eigentlichen" Stra- 
ßenbahn, deren Gleise unabgeschirmt vom übrigen 
Verkehr in der Straßenfahrbahn liegen, bis zur 
„Quasi-U-Bahn", deren Gleise auf einem sog. be- 
sonderen Bahnkörper nahezu völlig vom Individual- 


verkehr abgeschirmt sind. Bei fast allen Straßen- 
bahnnetzen der Bundesrepublik ist seit vielen Jah- 
ren ein Evolutionsprozeß von der „eigentlichen" 
Straßenbahn in Richtung auf die „Quasi-U-Bahn" im 
Gange. Das Ergebnis dieses Prozesses und — aus 
Werbegründen — meist auch schon mehr oder 
weniger attraktive Zwischenzustände werden heute 
meist Stadtbahn genannt. Man versteht darunter 
(ebenso wie unter den manchmal auch noch ver- 
wendeten älteren Begriffen U-Straßenbahn oder 
Schnellstraßenbahn) ein Straßenbahnnetz, das — in 
wechselndem Mischungsverhältnis — aus Strecken- 
abschnitten und auf unabhängigem Bahnkörper 
(Tunnel-, Hoch- oder Niveaulage) zusammenge- 
setzt ist. 

Das Stadtbahn-„System" kann beinahe kontinuier- 
lich aus dem vorhandenen Straßenbahnnetz entwik- 
kelt werden, indem dessen Behinderungen durch 
den Individualverkehr abschnittweise behoben oder 
doch wenigstens entschärft werden. Je nach dem 
Grad der Behinderungen werden die Gleise auf be- 
sonderen Bahnkörper (mit noch verbleibenden 
niveaugleichen Kreuzungen) oder auf unabhängigen 
Bahnkörper verlegt. Trotz Beschränkung der auf- 
wendigen Tunnel- und Hochlage auf meist nur kurze 
Abschnitte (Innenstadt) wird durch diese Maßnah- 
men das gesamte integrierte Straßennetz hinsicht- 
lich Reisegeschwindigkeit und Pünktlichkeit erheb- 
lich aufgewertet. Dies schlägt sich selbstverständ- 
lich wegen geringeren Fahrzeug- und Personalbe- 
darfs auch in geringeren Betriebskosten nieder. Des- 
halb werden Stadtbahn-Tunnelabschnitte von vorn- 
herein — übrigens meist ohne nennenswerte Mehr- 
kosten — für die Möglichkeit eines späteren „ech- 
ten" U-Bahn-Betriebes trassiert und bemessen. 

Dieses Stadtbahn-System ist heute in den großen 
Verkehrsballungsräumen Bremen, Rhein-Main, Han- 
nover, Rhein-Sieg, Rhein-Neckar, Rhein-Ruhr und 
Stuttgart im Entstehen und abschnittsweise bereits 
in Betrieb; weitere Stadtbahn Vorhaben — - meist 
Verlegung von Straßenbahnabschnitten auf beson- 
dere Bahnkörper — laufen bzw. sind im Programm- 
zeitraum 1975 bis 1979 vorgesehen in den Städten 
Augsburg, Bielefeld, Braunschweig, Darmstadt, Frei- 
burg, Karlsruhe, Kassel, Mainz und Würzburg. Von 
den im ÖPNV-FÖrderungsprogramm 1975 bis 1979 
nach GVFG insgesamt enthaltenen 275 kommunalen 
Schienenbahnvorhaben (davon 129 Großvorhaben 
mit mehr als 5 Millionen DM zuwendungsfähigen 
Kosten) mit Gesamtkosten von 17,85 Mrd. DM und 
Bundesfinanzhilfen von insgesamt 9,02 Mrd. DM ent- 
fallen nur 24 Vorhaben auf die „echten" U-Bahnen 
in Berlin, Hamburg, München und Nürnberg; der 
weitaus überwiegende Teil der Vorhaben mit 65 Vo 
Gesamtkosten (11,6 Mrd. DM) und 67% der ins- 
gesamt vorgesehenen Bundesfinanzhilfen (6,04 Mrd. 
DM) ist dagegen für Stadtbahnsysteme reserviert. 

Die in Tabelle 1 ausgewiesenen Daten für das Sy- 
stem „Straßenbahn" kann man daher aufteilen in 
einen Bereich, der aufgrund seiner strukturellen 
Randbedingungen ausbauwürdig für eine Stadtbahn 
ist und in einen Teil, der aufgrund seiner geringeren 
Verkehrsbelastung und/oder besonderer Ausbau- 
hindernisse künftig auf Busbetrieb umgestellt wird 
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Tabelle 1 


Bezugsgrößen 

Schiene 

Bus 

kommunale 
Unternehmen ^) 

DB-Nahverkehr 

komm. 

Post 

DB 

U-Bahn 

Strab 

NE 

ins- 

gesamt 

davon 

S-Bahn 



Erfaßte Bezugsgrößen: 











Strecken-km 

197 

1 341 

128 

4 077 

557 






Zug-/Bus-km 

24 325 

158 295 

4 116 

84 672 

20 556 

319 342 

39 876 

58 120 



Mrd. Pkm 

2,937 

5,454 

0,245 

8,201 

2,934 

5,823 

0,937 

1,220 

Bezogene laufende Kosten in Ver- 









kehrsballungsräumen 










^ je km Strecke (1 000 DM) 

1 532,6 

706,6 

313,4 

310,9 

491,4 





je Bus-km (DM) 






3,18 

1,97 

1,59 


- -y je Personen-km (Pf) 

10,28 

17,37 

16,41 

15,46 

9,33 

17,42 

8,37 

6,81 

Anteile der laufenden Kosten je 









Personen km (Vo) 










- streckenabhängig 

40,4 

15,8 

33,9 

43,3 

38,1 

0,7 

0,2 

0,0 


- fahrzeugabhängig 

13,7 

22,7 

19,4 

19,6 

25,5 

21,0 

8,8 

15,6 


- fahrleistungsabhängig 

28,2 

44,3 

32,4 

23,0 

22,7 

63,1 

75,0 

69,0 


- Verwaltung 

17,7 

17,2 

14,3 

14,0 

13,7 

15,2 

16,0 

15,4 

insgesamt (‘^/o) . .' 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


- Personalkosten 

72,9 

69,9 

66,5 

78,1 

71,7 

80,3 

44,1 

62,3 


- Sachkosten 

27,1 

30,1 

33,5 

21,9 

28,3 

19,7 

55,9 

37,7 


1) kommunale, gemischtwirtschaftliche Unternehmen und NE-Bahnen 


(Beispiele aus jüngster Zeit: Aachen, Hagen). Im 
letzteren Fall kann eine Abnahme der Betriebsko- 
sten, im ersteren zumindest keine wesentliche Zu- 
nahme erwartet werden. Am Beispiel Stuttgarts ist 
errechnet worden, daß das Betriebsergebnis verbes- 
sert werden kann. Die zahlenmäßige Darstellung 
dieses sehr komplexen Sachverhalts ist jedoch nicht 
möglich, weil die Unternehmen die durch den ge- 
nannten Evolutionsprozeß von der Straßenbahn zur 
Stadtbahn verursachten Kostenänderungen aus ihren 
Aufzeichnungen nicht entnehmen können. Eine 
Reihe von Einzeluntersuchungen und die Ergebnis- 
se des SNV-Forschungsberichts „Vergleichende Un- 
tersuchungen" deuten jedoch darauf hin, daß sich 
die Mehr- und Minderkosten des Stadtbahnsystems 
(gegenüber dem klassischen Straßenbahnsystem) in 
etwa kompensieren werden, wenn dieses System im 
Bereich seiner optimalen Leistungsfähigkeit einge- 
setzt wird. 


3.2 Betriebskosten der Busse 


Kosten im Busverkehr in Verkehrsballungsräumen 
1973 (ohne Kapitalkosten) 


Verkehrszweige 

Pf je Pkm 

Kommunale Unternehmen . . 

17,4 

Postreisedienst 

8,4 

Bahnbusverkehr 

6,8 


Der Unterschied zwischen den Kosten je Pkm der 
kommunalen Unternehmen einerseits und des 
Bahn-/Postbusverkehrs andererseits dürfte vor al- 
lem auf folgende Umstände zurückzuführen sein: 
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— den hohen Anteil innerstädtischer Verkehrsli- 
nien mit verhältnismäßig niedrigen Reisege- 
schwindigkeiten (kommunale Unternehmen) 

— die Vorhaltung eines umfangreichen Fahrzeug- 
parks für den Verkehr in Spitzenzeiten 

— den hohen Anteil von Überlandlinien sowie die 
Beschäftigung privater Auftragnehmer bei DB 
und DBF. 


Die Vorteile eines Bussystems lassen sich erheblich 
steigern, wenn die Linienführung für den ÖPNV 
vorfahrtfreundlich ist und dem Bus an Engpässen 
Busspuren Vorbehalten sind. Hier können mit wenig 
Mitteln die Kosten erheblich gesenkt und das Lei- 
stungsangebot wesentlich verbessert werden. Das 
GVFG sieht Investitionsmittel für die Einrichtung 
von Busspuren vor. In das Jahr 1973 fallen nur drei 
Vorhaben; hier sind die Gemeinden unmittelbar 
angesprochen. 
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Anlage 2 


Kostenunterdeckung im ÖPNV 1985 

(Rechnung einschließlich GVFG-Investitionen) 


Variante 


I 


II 



III 



Personalkosten 
+ 9 WJahr 

Personalkosten 
+7 Vo/Jahr 

Personalkosten 
+5 Vo/Jahr 


+ 5'‘/o/J 

Erträge 

+ 7«/o/J 1 +10“/o/J 

+5 o/o/J 

Erträge 

1 +7<‘/o/J 

1 +10®/o/J 

+ 5®/o/J 

Erträge 

1 +7 0/0/J 

1 +10»/o/J 

Räume 



Millionen DM 




Verkehrsballungsräume 

Kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Unter- 
nehmen, Nichtbundes- 
eigene Eisenbahnen . . . 

4 354,5 

3 296,3 1 240,3 

2 978,6 

1 920,4 

(135,6) 

1 849,6 

791,4 

(1 264,6) 

DB-Schiene 

3 116,9 

2 881,1 2 423,0 

2 477,1 

2 241,3 

1 783,2 

1 916,5 

1 680,7 

1 222,6 

DB-Bus 

54,7 

15,1 (61,7) 

22,1 

(17,4) 

(94,3) 

(4,8) 

(44,4) 

(121,2) 

Post-Bus 

69,9 

40,8 (15,8) 

46,1 

17,0 

(39,6) 

26,2 

(2,9) 

(59,5) 

zusammen ^) . . . 

7 596,0 

6 233,3 3 663,3 

5 523,9 

4 178,7 

1 783,2 

3 792,3 

2 472,1 

1 222,6 

übriges Bundesgebiet 

Kommunale und gemischt- 
wirtschaftliche Unter- 
nehmen, Nichtbundes- 
eigene Eisenbahnen . . . 

1 450,0 

1 061,0 305,3 

961,2 

572,2 

(183,5) 

560,5 

171,5 

(584,2) 

DB-Schiene 

5 574,9 

5 251,7 4 623,6 

4 419,2 

4 095,9 

3 467,9 

3 471,4 

3 148,1 

2 520,1 

DB-Bus 

196,2 

7,6 (358,7) 

60,6 

(127,9) 

(494,3) 

(51,9) 

(240,5) 

(606,8) 

Post-Bus 

367,9 

247,4 13.2 

250,5 

130,0 

(104,2) 

152,9 

32,4 

(201,8) 

zusammen ^) . . . 

7 589,0 

6 567,7 4 942,1 

5 691,5 

4 798,1 

3 467,9 

4 184,8 

3 352,0 

2 520,1 

Insgesamt 

Kommunale und gemischt- 
wirtschaftlidie Unter- 
nehmen, Nichtbundes- 
eigene Eisenbahnen . . . 

5 804,5 

4 357,3 1 545,6 

3 939,8 

2 492,6 

(319,1) 

2 410,1 

962,9 

(1 848,8) 

DB-Schiene 

8 691,8 

8 132,8 7 046,6 

6 896,3 

6 337,2 

5 251,1 

5 387,9 

4 828,8 

3 742,7 

DB-Bus 

250,9 

22,7 (420,4) 

82,7 

(145,3) 

(588,6) 

(56,7) 

(284,9) 

(728,0) 

Post-Bus 

437,8 

288,2 (2,6) 

296,6 

147,0 

(143,8) 

179,1 

29,5 

(261,3) 

zusammen ^) . . . 

15 185,0 12 801,0 8 592,2 

11 215.4 8 976,8 

5 251,1 

7 977,1 

5 821,2 

3 742,7 

davon: 

Folgekosten durch GVFG 
Investitionen (with/ 

without- Vergleich) .... 

640,9 

585,4 477,6 

499,1 

443,6 

229,9 

382,6 

327,1 

159,7 

Anteil der Folgekosten an 
der Gesamtkostenunter- 
dedcung in ^/o 

4,2 

4,6 5,6 

4,5 

4,9 

4,4 

4,8 

5,6 

4,3 

Anteil der Folgekosten an 
der Kostenunterdeckung 
in Verkehrsballungs- 
räumen in ®/o 

8,4 

9,4 13,0 

9,0 

10,6 

12,9 

10,1 

13,2 

13,1 


Die Summenzeilen enthalten nur die gesamte Unterdeckung. Eine Kostendeckung bei den in Klammern angegebe- 
nen Positionen (Überschüsse) würde bereits bei einer niedrigeren Ertragssteigerung erreicht als im Kopf ange- 
geben. 
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Zu Anlage 2 


Kostenunterdeckung im ÖPNV 1985 

(insgesamt) 


Mrd. DM Mrd. DM 
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Anlage 3 


Finanzielle Lasten für die öffentlichen Haushalte aus dem ÖPNV 
in den Jahren 1973 und 1985 

(Rechnung einschließlich GVFG-Investitionen) 


\ Variante 


I 



II 

1 


III 




1985 



Personalkosten 
+ 9 ®/o/ Jahre 

Personalkosten 
+7 W Jahre 

Personalkosten 
+ 5 %/Jahre 

1973 


Erträge 

Erträge 

Erträge 



+ 5'>/o/J 

1 +7'>/o/J 1 

+ 100 / 0 /J 

+ 5WJ 

1 +7»/o/J 1 

+ 10 V 0 /J 

+ 5 »/o/J 

1 +10'>/o/J 1 

+ 7»/o/J 


Räume \ 

Millionen DM 

V erkehrsb allungsr äume 

Bund 

— Fehlbeträge DB, DBP . 

1 177 

1 108 

1 052 

954 

903 

886 

766 

740 

740 

543 

— Abgeltung 

gern. EG-VO 1191/69 . 

2 065 

1 829 

1 371 

1 592 

1 356 

898 

1 177 

941 

483 

458 

— Gasölbetriebsbeihilfe . 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

57 

— Minderung MwSt .... 

159 

200 

278 

159 

200 

278 

159 

200 

278 

99 

zusammen . . . 

3 461 

3 197 

2 762 

2 765 

2 519 

2 122 

2 163 

1 941 

1 561 

1 157 

Länder 











— Abgeltung gemeinw. 
Leistungen 

86 

108 

150 

86 

108 

150 

86 

108 

150 

44 

— Minderung Kfz-Steuer 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

61 

38 

— Minderung MWSt . . . 

94 

117 

163 

94 

117 

163 

94 

117 

163 

55 

zusammen . . . 

241 

286 

374 

240 

286 

374 

241 

286 

374 

137 

Gemeinden 











— Fehlbeträge (Komm. 
Betr., NE-Bahnen) .... 

4 355 

3 296 

1 240 

2 979 

1 920 


1 850 

791 


1 073 

— Abgeltung gemeinw. 
Leistungen 

172 

216 

300 

172 

216 

300 

172 

216 

300 

88 


zusammen ... 4 526 3 512 1 541 3 150 


2 136 


300 2 021 


1 007 


300 


1 161 
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noch Anlage 3 


\ Variante 


I 

1 


II 

1 


III 




1985 


X. 

Personalkosten 
+ 9 W Jahre 

Personalkosten 
+ 7 Vo/ Jahre 

Personalkosten 
+ 5 WJahre 

1973 

X. 

Erträge 

Erträge 

Erträge 


X. 

+ 5“/o/J 

1 +7<»/o/J 1 

+ 100/0/1 

+ 50 / 0 /J 

1 +?“/o/J 1 

+ 100 / 0 /J 

+ 5“/o/J 

1 +7“/o/J 1 

+ 100 / 0 /J 


Räume X 

Millionen DM 

Übriges Bundesgebiet 











Bund 











— Fehlbeträge DB, DBF 

2 345 

2 036 

1 794 

1 791 

1 610 

1 480 

1 387 

1 266 

1 234 

1 037 

— Abgeltung 

gern. EG-VO 1191/69 . 

3 794 

3 471 

2 843 

2 939 

2 616 

1 988 

2 238 

1 915 

1 287 

1 084 

— Gasölbetriebsbeihilfe . 

144 

144 

144 

144 

144 

144 

144 

144 

144 

130 

— Minderung MwSt .... 

125 

157 

219 

125 

157 

219 

125 

157 

219 

81 

zusammen . . . 

6 408 

5 808 

5 000 

5 000 

4 527 

3 831 

3 894 

3 482 

2 883 

2 332 

Länder 











— Abgeltung gemeinw. 
Leistungen 

11 

14 

39 

11 

14 

39 

11 

14 

39 

6 

— Minderung Kfz-Steuer 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

115 

72 

— Minderung MwSt .... 

74 

92 

128 

74 

92 

128 

74 

92 

128 

45 

zusammen . . . 

200 

221 

282 

200 

221 

282 

200 

221 

282 

123 

Gemeinden 











— Fehlbeträge (Komm. 
Betr., NE-Bahnen) .... 

1 450 

1 061 

305 

961 

572 


561 

172 


356 

— Abgeltung gemeinw. 
Leistungen 

15 

18 

50 

15 

18 

50 

15 

18 

50 

8 

zusammen . . . 

1 465 

1 079 

355 

976 

590 

50 

575 

190 

50 

1 364 
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noch Anlage 3 


\ Variante 


I 



II 

1 


III 




1985 



Personalkosten 
+ 9 W Jahre 

Personalkosten 
+7 W Jahre 

Personalkosten 
+ 5 WJahre 

1973 


Erträge 

Erträge 

Erträge 



+ 5Vo/J 

1 +7Vo/J 1 

+ lOVo/J 

+ 5®/o/J 

1 +7'»/o/J 1 

+ 10®/o/J 

+ 5<'/o/J 

1 +7Vo/J 1 

+ 10 V 0 /J 


Räume x 

Millionen DM 

V erkehrsballungsräume 
und übriges Bundesgebiet 











Bund 











— Fehlbeträge DB, DBF . 

3 521 

3 143 

2 832 

2 745 

2 513 

2 366 

2 152 

2 003 

1 973 

1 578 

— ■ Abgeltung 

gern. EG-VO 1191/69 . 

5 859 

5 300 

4 214 

4 531 

3 972 

2 886 

3415 

2 856 

1 769 

1 542 

— Gasölbetr. Beihilfe . . . 

205 

205 

205 

205 

205 

205 

205 

205 

205 

187 

— Minderung MwSt .... 

284 

356 

497 

284 

356 

497 

284 

356 

497 

180 

zusammen . . . 

9 870 

9 005 

7 748 

7 765 

7 046 

5 953 

6 056 

5 420 

4 444 

3 487 

Länder 











— Abgeltung gemeinw. 
Leistungen 

97 

122 

189 

97 

122 

189 

97 

122 

189 

50 

— Minderung Kfz-Steuer 

176 

176 

176 

176 

176 

176 

176 

176 

176 

110 

— Minderung MwSt .... 

167 

209 

292 

167 

209 

292 

167 

209 

292 

100 

zusammen . . . 

440 

507 

657 

440 

507 

657 

440 

507 

657 

260 

Gemeinden 











— Fehlbeträge (Komm. 
Betr., NE-Bahnen) .... 

5 805 

4 357 

1 546 

3 940 

2 493 


2410 

963 


1 429 

— Abgeltung gemeinw. 
Leistungen 

186 

234 

350 

186 

234 

350 

186 

234 

350 

96 

zusammen . . . 

5 991 

4 591 

1 896 

4 126 

2 726 

350 

2 596 

1 197 

350 

1 524 

insgesamt . . . 

16 301 

14 103 

10301 

12 331 

10 279 

6 960 

9 092 

7 124 

5 451 

5 271 


Investitionszuschüsse 1973 

Verkehrs- 

Ballungsräume 

übriges 

Bundesgebiet 

zusammen 

Millionen DM 

Bund 

828 

48 

876 

Länder und Gemeinden . . 

782 

47 

829 

Sonstige Zuschüsse 1973 . . 




der Länder 

86 

10 

96 

zusammen . . . 

1 696 

105 

1 801 
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Folgekosten aus Verkehrsverbünden 


Zwischen Investitionshilfen nach dem GVFG und 
Verbundsgründungen besteht kein Zusammenhang. 
Deshalb können die Verkehrs verbünde die Folge- 
kosten auch nicht beeinflussen. 

Verkehrsverbünde zeichnen sich dadurch aus, daß 
bestimmte unternehmerische Zuständigkeiten sowie 
Ordnungs- und Leitungsfunktionen auf ein gemein- 
sames Organ übertragen werden. 

Verkehrsverbünde bestehen nach dieser Begriffs- 
bestimmung in Hamburg, Frankfurt/Main und Mün- 
chen. Hinzu kommt der Großraumverband Hanno- 
ver. Verbundverhandlungen laufen über Bremen, 
Rhein-Ruhr, Rhein-Sieg und Stuttgart. Sie sollen 
in absehbarer Zeit in Nürnberg beginnen. 

Die Kostenunterdeckung im gesamten ÖPNV kann 
sich durch Verbundgründungen erhöhen. Verbund- 
spezifische Auswirkungen sind jedoch von gleich- 
zeitig auftretenden Einflüssen außerhalb der Ver- 
bünde nicht zu trennen. Sie werden außerdem von 
der allgemeinen Entwicklung der Kosten und Erträge 
stark überlagert. Deshalb schließt die für 1985 be- 
rechnete Kostenunterdeckung im ÖPNV die der 
Verbünde zwar ein, weist sie aber nicht gesondert 
aus. 

Als verbundspezifisch können vor allem nachstehen- 
de Einflüsse auf die Kosten- und Ertragsentwicklung 
im ÖPNV in folgenden Bereichen angesehen wer- 
den; 

Organisation 

— Gründung einer Verbundgesellschaft mit eige- 
nem Personal für die Verkehrs-, Netz- und Fahr- 
plangestaltung, Tarifpolitik, Werbung und Ein- 
nahmeaufteilung. 

— Übergang dieser Aufgaben von den Nahver- 
kehrsunternehmen bzw. Kommunen auf die Ver- 
bundgesellschaft mit entsprechender Personal- 
einsparung bzw. -Verlagerung. 

Leistungsangebot 

Abstimmung der Fahrpläne und effizientere Netzge- 
staltung mit besseren Anschlüssen und kürzeren 
Reisezeiten. 

Dies hängt jedoch vom angestrebten Leistungsangebot 
und der Tarifpolitik im Verbund ab. 


Tarife 

Einführung eines Gemeinschaftstarifs, der insbe- 
sondere die Benutzung verschiedener Verkehrsmit- 
tel unterschiedlicher Verkehrsuntemehmen mit ei- 
nem Fahrausweis gestattet und für die Fahrgäste 
aus dem Umland zu geringeren Fahrkosten führt. 

Inner- und zwischenbetriebliche Rationalisierung 

— Abbau von Parallelverkehren, Doppelbedienun- 
gen und Verkehrseinschränkungen 

— Austausch von Leistungen 

— Einrichtung und Nutzung gemeinsamer Betriebs- 
anlagen 

— Einsatz genormter Fahrzeuge 

— Zentraler Einkauf u. a. m. 

Der Verbund kann zu einem in Quantität und Quali- 
tät verbesserten Leistungsangebot sowie bei einem 
erweiterten Nahverkehrsraum und in Verbindung 
mit dem Gemeinschaftstarif bei höherem Tarifniveau 
zu erheblichen Verkehrszunahmen wie auch zu Ko- 
sten- und Ertragssteigerungen führen. Hier werden 
gegenseitige sich überlagernde Einflüsse wirksam. 

Die „verbundspezifischen Kosten" können jedoch 
durch einen „Mit-ohne-Vergleich" vor allem aus fol- 
genden Gründen nicht ermittelt werden: 

— Regionale Unterschiede vor und nach der Ver- 
bundgründung 

— Unterschiedliches Verkehrsangebot und Tarif- 
system. 

Auch den Vergleich zwischen den Verbünden schlie- 
ßen folgende Umstände weitgehend aus: 

— Beginn und strukturelle Entwicklung der Ver- 
bünde 

— Einfluß der unterschiedlichen Tarif einnahmenauf- 
teilung auf die Erträge der einzelnen Verbund- 
partner 

Die Kostenunterdeckung der Verbünde ist im übri- 
gen weniger auf verbundspezifische Ursachen als auf 
die „Altdefizite" der Verbundpartner und die aufge- 
zeigten allgemeinen Entwicklungstendenzen im 
ÖPNV zurückzuführen. 
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Einflußmöglichkeiten von Bund, Ländern und Gemeinden 

auf das wirtschaftliche Verhalten der öffentlichen Unternehmen des DPNV 


Der Zwang zum wirtschaftlichen Handeln ist bei der 
gegenwärtigen Organisationsstruktur des ÖPNV 
nur unzureichend gewährleistet. Er reicht lang- 
fristig nicht aus, um der defizitären Entwicklung im 
ÖPNV so zu begegnen, daß der Zuschußbedarf 
nachhaltig verringert wird. 

Innerhalb des gegebenen rechtlichen, organisato- 
rischen und finanziellen Rahmens zeichnen sich 
folgende Möglichkeiten ab, Einfluß auf das wirt- 
schaftliche Verhalten der Nahverkehrsunternehmen 
auszuüben: 

— in Wahrnehmung der Aufsichts- und Kontroll- 

rechte als Eigentümer öffentlicher Unternehmen, 
Bund: bei DB und DBP 

Länder: bei einigen NE-Bahnen 

Gemeinden; bei kommunalen, gemäschtwirit- 
schaftlichen Unternehmen und ei- 
nigen NE-Bahnen 

— bei Entscheidungen über Investitionshilfen nach 
dem GVFG 


Bund 

Aufnahme in das Förde- 


rungsprogramm 


A 


Bund bei DB-Vor- 

Prüfung, ob die gesetz- 

haben 

lichen Voraussetzungen 

Länder bei kom- 

für die Förderungswür- 

munalen Vorha- 

digkeit der Vorhaben er- 

ben 

füllt sind 


Gemeinden 

DB 

Planung der Vorhaben 
u. a. nach den Grundsät- 
zen der Sparsamkeit und 
Wirtschaftlichkeit (ein- 

schließlich Folgekosten); 
bei Maßnahmen von er- 
heblicher finanzieller Be- 
deutung Nutzen-Kosten- 
Untersuchungen. 

DB 

Nachweis in Wirtschaft- 
lichkeitsberechnungen, 
daß Wirtschaftsergebnis 
der DB nicht verschlech- 
tert wird. 


— bei Entscheidungen der Länder Hamburg, Hes- 
sen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rhein- 
land-Pfalz, Schleswig-Holstein (Berlin und Bre- 
men als Gemeinden) über Investitionshilfen ins- 
besondere für rollendes Material, Überprüfung 
der wirtschaftlichen Mittelverwendung, 

— bei Entscheidungen über 

- — Leistungen des Bundes zum Ausgleich ge- 
meinwirtschaftlicher Verpflichtungen nach EG- 
VO 1191/69 zum Ausgleich von Minderein- 
nahmen aus Tarifen im Ausbildungsverkehr 
und sonstige erfolgswirksame Zuschüsse, 

— Leistungen der Länder Baden-Württemberg, 
Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen (Ber- 
lin und Bremen als Gemeinden) zum Aus- 
gleich gemeinwirtschaftlicher Leistungen, 

— ggf. aufgrund von Bestimmungen in den von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwür- 
fen von Novellen zum Personenförderungs- 
gesetz (PBefG) und zum Allgemeinen Eisen- 
bahngesetz (AEG), Drucksachen 7/2017 und 
2018 vom 4. Januar 1974, 


— bei der Genehmigung von Tarifen, Linien, Be- 
förderungsbedingungen und Fahrplänen: 


Bund : 

DB (Schienenpersonen- 
nahverkehr) 

Bahnbusverkehr (Tarife) 
Postreisedienst (Gebüh- 
ren) 

Länder: 

DB (Schienenpersonen- 
nahverkehr, Mitwirkung 


über Verwaltungsrat) 
Bahnbusverkehr (Linien) 
Postreisedienst (Linien) 
NE-Bahnen 

kommunale, gemischtwirt- 
schaftliche und private 
Unternehmen 


Dieser Rahmen reicht jedoch nicht aus, auf lange 
Sicht der Entwicklung zu immer größeren finanziel- 
len Belastungen der öffentlichen Haushalte durch 
den ÖPNV Einhalt zu bieten. Die Bundesregierung 
hat daher durch Kabinettbeschluß vom 28. Mai 1975 
die erforderlichen und z. Zt. möglichen Maßnahmen 
zur Verbesserung der Lage im ÖPNV eingeleitet 
(s. hierzu Ziffer 3 des Berichts). 
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Abbau finanzieller Lasten der öffentlichen Hände durch neue Technologien 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
fördert die Entwicklung neuartiger Nahverkehrs- 
techniken für ein breites Einsatzspektrum. 

Dabei stellt die Forderung nach hoher Wirtschaft- 
lichkeit eine wichtige, aber nicht die alleinige Ziel- 
setzung dar. Auch die Erhöhung des Bedienungs- 
standards, vor allem in ländlichen Gebieten, die 
Reduzierung der Umweltbelastung und die Ver- 
minderung der Erdölabhängigkeit sind wichtige Ent- 
wicklungskriterien. Mit der gleichen Zielrichtung 
wird auch die technische Weiterentwicklung der 
konventionellen Verkehrsmittel durch den Bundes- 
minister für Forschung und Technologie gefördert. 

Die neuartigen Systeme sollen primär nicht die 
vorhandenen Nahverkehrsmittel ersetzen, sondern 
vor allem die Angebotspalette erweitern. Insofern 
werden „die konventionellen Systeme auch in 
nächster Zukunft die wichtigsten Träger des ÖPNV 
bleiben", wie auch die „Vergleichenden Untersu- 
chungen über bestehende und zukünftige Nahver- 


kehrstechniken" ergeben haben, welche die Stu- 
diengesellschaft Nahverkehr mbH (SNV), Hamburg, 
im Auftrag des Bundesministers für Verkehr durch- 
geführt hat. 

Neuartige Verkehrs technologien können nach dem 
derzeitigen Stand bis 1985 aller Voraussicht nach 
nicht zu einer Reduzierung der finanziellen Lasten 
des ÖPNV beitragen. Das schließt nicht aus, daß 
bei weiterer Entwicklung langfristig kostengünsti- 
gere Nahverkehrssysteme zur Verfügung stehen 
werden. 

In Einzelfragen wird z. B. auf das Sonderheft 12 der 
Schriftenreihe „Forschung Stadtverkehr" des BMV 
vom April 1975 und auf die „Nutzen-Kosten- Ana- 
lyse für das Cabinentaxi", die von der WIBERA 
Wirtschaftsberatung AG im Auftrag des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie erstellt 
wurde, verwiesen. Beide Veröffentlichungen können 
nach Bedarf zur Verfügung gestellt werden. 
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